
Bundesamt für Sozialver s i ch e r u n g
O ffice fédéral des assurances sociales

U fficio federale delle assicurazioni sociali
U ffizi federal da las assicuranzas socialas

Rechtsprechung und Verwaltungspraxis

AHV
Alters- und Hinterlassenenversicherung

IV
Invalidenversicherung

EL
Ergänzungsleistungen zur AHV und IV

EO
Erwerbsersatzordnung für Dienstleistende
in Armee, Zivildienst und Zivilschutz

FZ
Familienzulagen in der Landwirtschaft
und kantonale Familienzulagen

BV
Berufliche AHI-Vorsorge



u2 AHI-Praxis 6/1995

Praxis

AHV: Franchising 145

AHV: Änderung der Rechtsprechung bei Konkubinatspaaren 147

AHV: Rentenansprüche von Personen aus dem Kosovo 148

AHV: Betreuungsgutschriften 148

AHV: Optionsrecht der Verbandsausgleichskassen zur Erfassung von
vorzeitig pensionierten Versicherten (Art. 118 Abs. 2 AHVV) 149

AHV: Zusammenruf von IK-Auszügen zuhanden der Versicherten (MZR 97) 149

AHV: Zusammenruf von IK-Kopien zuhanden von IV-Stellen 150

ALV: Änderungen im Bereich der ALV auf den 1.1.2000 150

Mitteilungen

Kurzchronik 151

Personelles 153

Mutationen bei den Durchführungsorganen 154

Recht

AHV: Konkubinat
Urteil des EVG vom 18. Juni 1999 i. Sa. C. L. und P. C. 155

IV: Medizinische Massnahmen /Geburtsgebrechen
Urteil des EVG vom 14. Januar 1999 i. Sa. G. B. 166

IV: Hilfsmittel
Urteil des EVG vom 23. November 1998 i. Sa. E. R. 172

IV: Invaliditätsbemessung / Invalideneinkommen
Urteil des EVG vom 24. März 1999 i. Sa. G. N. 177

IV: Rechtspflege; Parteientschädigung
Urteil des EVG vom 26. Februar 1999 i. Sa. M. F. 182

Herausgeber
Bundesamt für Sozialversicherung
Effingerstrasse 31, 3003 Bern
Telefon 031 322 90 11
Telefax 031 322 78 41

Vertrieb
Eidg. Drucksachen- und Materialzentrale
3000 Bern

Redaktion
Informationsdienst BSV
René Meier, Telefon 031 322 91 43

Abonnementspreis Fr. 27.– + 2,3% MWSt
(6 Ausgaben jährlich)
Einzelheft Fr. 5.–

AHI-Praxis 5/1999 – September /Oktober 1999



AHI-Praxis 5/1999 145

A H V

F r a n c h i s i n g

(Aus der Mitteilung Nr. 69 an die AHV-Ausgleichskassen und EL-Durch-
führungsstellen)

Einführung

Die Abgrenzung selbständige/unselbständige Erwerbstätigkeit im Zusam-
menhang mit Franchiseverträgen ist nicht immer eindeutig. Neben der Fra-
ge der Abgrenzung stellt sich oft, insbesondere bei Firmen, die gesamt-
schweizerisch tätig sind, das Problem einer Koordination zwischen den ein-
zelnen Ausgleichskassen. 

Natur des Franchisevertrages 

Beim Franchisevertrag handelt es sich um einen gemischten Vertrag, der
Elemente des Kaufs, des Auftrags, der Gesellschaft sowie des Lizenz- und
Know-how-Vertrages enthält. Der Begriff stammt ursprünglich aus dem
Französischen. Das Franchising ist aber eine US-amerikanische Erfindung.
Eines der ältesten Franchise-Systeme ist das von Coca-Cola. Es gibt zahl-
reiche Systeme eines Produktfranchising zum Absatz von Getränken, Haus-
haltsartikeln, Textilien (z. B. Benetton), Kosmetika usw. sowie von Betriebs -
franchising, bei welchem es um den Vertrieb standardisierter Dienstleistun-
gen geht, wie z. B. im Hotelgewerbe (Hilton, Sheraton) oder im
Fastfood-Bereich (McDonalds). 

Die wirtschaftliche Funktion des Franchising besteht vor allem darin,
dass ein Produkt (Waren oder Dienstleistungen oder beides), das durch Na-
men, Warenzeichen, Ausstattung usw. eine überregionale oder gar weltwei-
te Marktgeltung hat, nach einem einheitlichen Marketingkonzept vertrie-
ben wird. Der Franchisenehmer profitiert von dieser Marktgeltung und dem
Know-how des Franchisegebers. Der Franchisegeber erspart sich ein kost-
spieliges eigenes Vertriebsnetz.

Franchising und AHV

Die Erfahrung mit den Franchiseverträgen hat gezeigt, dass es sich bei die-
sen um vielfältige Vertragswerke handelt, die sich nur schwer in eine ein-
heitliche Form pressen lassen. Eine Arbeitsgruppe aus Vertretern der Aus-
gleichskassen und des BSV hat verschiedene solcher Verträge angeschaut
und dabei folgende Merkmale herausgearbeitet, die «allen» Verträgen ge-
meinsam sind:



• Corporate Identity (CI)

= ganzheitliches Erscheinungsbild eines Unternehmens nach innen und
aussen; einheitliche Verwendung unternehmenstypischer Gestaltungs-
merkmale (z. B. Markenzeichen, Geschäftsfarben) auf Gebäuden und
Geschäftsausstattung. 

• Marketing

• Dauerschuldverhältnis

Das Dauerschuldverhältnis verlangt ein fortdauerndes oder wiederhol-
tes Leistungsverhalten, mit dem der Schuldner (in casu Franchiseneh-
mer) so lange fortzufahren hat, als die Schuld besteht. Deshalb erlischt
das Dauerschuldverhältnis nicht durch Erfüllung, sondern muss erfüllt
werden, bis es durch Zeitablauf oder einen andern Grund (z. B. infolge
Kündigung) erlischt.

• Gebühren (in allen möglichen Formen und Ausgestaltungen)

• Exklusives Zuständigkeitsgebiet

• Starke Abhängigkeit vom Franchisegeber 

Demzufolge ist Franchising ein Dauerschuldverhältnis, bei welchem der
Franchisegeber ein Organisations- und Absatzkonzept nebst laufender
Schulung, Instruktion sowie Know-how und Nutzungsrechten an gewerbli-
chen Schutzrechten überlässt. Der Franchisenehmerist hingegen in eigenem
Namen und für eigene Rechnung tätig. Er bezahlt für die Franchiseleistung
ein Entgelt und ist zur Förderung des Absatzes und zur Einhaltung der In-
struktionen verpflichtet. Häufig tritt eine Warenbezugsverpflichtung hinzu. 

Die Arbeitsgruppe kam zum Schluss, dass mit den oben angeführten
Merkmalen allein eine allgemein gültige Abgrenzungsbeurteilung (selb-
ständige/unselbständige Erwerbstätigkeit) nicht möglich ist. Um die Ab-
grenzung durchführen zu können, müssen in jedem Einzelfall die allgemei-
nen Kriterien beigezogen werden (WML Rz 1013 ff). Neue, besondere Kri-
terien zur Beurteilung von Franchiseverhältnissen sind nicht nötig.

Das eigentliche Problem bei den Franchiseverträgen liegt an einem
anderen Ort. Wie bereits erwähnt arbeiten die meisten Franchisegeber auf
dem Gebiet der ganzen Schweiz. Es ist deshalb wahrscheinlich, dass in den
meisten Fällen mehrere Ausgleichskassen mit der Beurteilung derselben
Franchiseverträge konfrontiert werden. Dabei muss davon ausgegangen
werden, dass die betroffenen Ausgleichskassen in der Regel nur von denje-
nigen Fällen Kenntnis erhalten, die in ihren Zuständigkeitsbereich fallen.
Ob und allenfalls wie viele andere Ausgleichskassen ebenfalls betroffen
sind, wird oftmals nicht bekannt sein. Es ist nicht auszuschliessen, dass die-
se Ausgleichskassen zu einer unterschiedlichen Statusbeurteilung gelangen.
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Und genau dies gilt es zu vermeiden. Für die betroffenen Franchisegeber
und -nehmer ist eine solche Uneinheitlichkeit in der Statusbeurteilung nicht
nachvollziehbar, führt zu Unverständnis und Beschwerden. Zudem er-
scheint es wenig sinnvoll, dass mehrere Ausgleichskassen die gesamte Ar-
beit der Abklärung und Statusbeurteilung parallel machen. Nach Meinung
der Arbeitsgruppe sollte in einer solchen Situation die Ausgleichskasse des
jeweiligen Arbeit- bzw. Franchisegebers in besonderem Masse dafür be-
sorgt sein, die notwendigen Informationen an weitere betroffene Aus-
gleichskassen weiterzuleiten. 

Schlussfolgerung 

Zusammenfassend kann das Ergebnis der Arbeitsgruppe folgendermassen

festgehalten werden: Bei den Franchiseverträgen muss das Augenmerk nicht
nur auf die Abgrenzungsproblematik, sondern insbesondere auch auf die
Koordination und Information zwischen den einzelnen Ausgleichskassen ge-
legt werden. Dabei liegt bei einer grösseren Anzahl von Verträgen eines Fran-
chisegebers eine besondere Verantwortung bei der Ausgleichskasse des Ar-
beit- bzw. Frachisegebers.

Änderung der Rechtsprechung bei 
K o n k u b i n a t s p a a r e n
(Aus Mitteilung Nr. 68 an die AHV-Ausgleichskassen und EL-Durch-
führungsstellen)

Im Konkubinat Lebende müssen inskünftig für ihre Partner/innen, die aus-
schliesslich den Haushalt führen, keine AHV-Beiträge mehr bezahlen. Das
Eidgenössische Versicherungsgericht hat seine diesbezügliche Rechtspre-
chung geändert (s. EVG-Urteil vom 18. Juni 1999 i. Sa. C. L. und P. C. auf
Seite 155 in diesem Heft). Neu wird die Arbeit der haushaltführenden Le-
benspartnerin (oder des haushaltführenden Lebenspartners) nicht mehr als
unselbständige Erwerbstätigkeit behandelt. Solche Personen gelten in der
AHV als Nichterwerbstätige.

Um eine einheitliche Praxis der Ausgleichskassen zu gewährleisten, soll
die neue Rechtsprechung ab 1. Juli 1999 auf alle «Konkubinatsfälle» ange-
wendet werden. Die Betroffenen sind ab diesen Zeitpunkt als Nichterwerbs-
tätige zu behandeln. Da sie im Regelfall während der ersten sechs Monate
zusammen mit ihrem Arbeitgeber mehr als den Mindestbeitrag bezahlt
haben, können die Ausgleichskassen von der Vermutung ausgehen, dass sie
für das Jahr 1999 ihre Beitragspflicht gemäss Art. 28bis AHVV erfüllt haben.
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Rentenansprüche von Personen aus dem Kosovo
(Aus der Mitteilung Nr. 70 an die AHV-Ausgleichskassen und EL-Durch-
führungsstellen)

Die Prüfung der Identität und der Zivilstandsverhältnisse von Personen aus
dem Kosovo ist zur Zeit schwierig. Dokumente über Zivilstandsereignisse
oder andere Tatsachen, welche für die Ausrichtung einer Rente entschei-
dend sind, können häufig nicht beigebracht werden. So besitzen etwa Per-
sonen albanischer Herkunft, welche in diesem Frühjahr aus dem Kosovo
vertrieben worden sind, keine Dokumente über den Identitätsnachweis,
weil ihnen diese anlässlich der Vertreibung abgenommen worden sind.
Selbst wenn Dokumente noch vorhanden wären, scheitert die Beschaffung
oftmals daran, dass der Postverkehr nach dem Kosovo nicht funktioniert. 

Für laufende Leistungen und Neuanmeldungen mit Auszahlung in der
Schweiz gilt folgendes:

Laufende Leistungen sind vorderhand weiter zu gewähren. Kinder- und
Waisenrenten für Kinder in Ausbildung können für die Dauer, für welche
eine Ausbildungsbestätigung bereits vorliegt (Rz 4303 ff. RWL), weiter ge-
währt werden.

Schwierigkeiten können bei Neuanmeldungen auftreten. Nach der
Praxis der schweizerischen Zivilstandsbehörden sind vorgelegte Identitäts-
nachweise von Personen aus dem Kosovo für die Beurkundung eines Zivil-
standsereignisses zu berücksichtigen, wenn sie keine inhaltlichen Wider-
sprüche aufweisen und keine ernsthaften Zweifel an der Wahrheit ihrer we-
sentlichen Angaben bestehen. Sinnvollerweise wird diese Praxis auch im
Bereich der AHV/IV angewendet. Können hingegen keine Dokumente bei-
gebracht werden, so sind die Anmeldungen vorläufig zu sistieren; Renten-
auszahlungen dürfen keine vorgenommen werden. 

Im Zweifelsfall ist das BSV zu kontaktieren. 

B e t r e u u n g s g u t s c h r i f t e n
(Aus der Mitteilung Nr. 70 an die AHV-Ausgleichskassen und EL-Durch-
führungsstellen)

Laut Kreisschreiben über die Betreuungsgutschriften wurden bisher solche
frühestens ab dem Jahr 1997 gewährt. Das Eidg. Versicherungsgericht hat in
einem Grundsatzurteil (wird demnächst publiziert) diese Praxis mangels ei-
ner gesetzlichen Grundlage umgestossen und festgestellt, dass im Rahmen
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der 5-jährigen Verjährung von Artikel 29septies Absatz 5 AHVG auch ein An-
spruch auf Gutschriften für Betreuungsverhältnisse vor dem Inkrafttreten
der 10. AHV-Revision besteht.

Diese neue Rechtsprechung gilt für alle hängigen, noch nicht rechtskräf-
tig erledigten Anmeldungen. Das Kreisschreiben über die Betreuungsgut-
schriften wird mit Nachtrag 1 angepasst.

Optionsrecht der Verbandsausgleichskassen zur 
Erfassung von vorzeitig pensionierten Ve r s i c h e r t e n
(Art. 118 Abs. 2 AHVV)
(Aus der Mitteilung Nr. 70 an die AHV-Ausgleichskassen und EL-Durch-
führungsstellen)

Art. 118 Abs. 2 AHVV gestattet es den Verbandsausgleichskassen, mit Zu-
stimmung des BSV vorzeitig pensionierte Versicherte unter gewissen Vor-
aussetzungen auch als Nichterwerbstätige zu erfassen. Die Liste der Ver-
bandsausgleichskassen, welchen unser Amt die Zustimmung erteilt hat, fin-
det sich im Anhang der Wegleitung über die Kassenzugehörigkeit der
Beitragspflichtigen (WKB). 

Per 1. Januar 2000 stimmte unser Amt neu auch der Erfassung von vor-
zeitig Pensionierten durch die folgenden Ausgleichskassen zu:

65 Ausgleichskasse Zürcher Arbeitgeber

87 Ausgleichskasse für Gewerbe, Handel  und Industrie in Graubünden

106.1 Agence FRSP-CIAM, Genf

Zusammenruf von IK-Auszügen 
zuhanden der Versicherten (MZR 97)
(Aus der Mitteilung Nr. 70 an die AHV-Ausgleichskassen und EL-Durch-
führungsstellen)

Seit dem 1. Januar 1999 können Versicherte gratis einen Zusammenruf von
IK-Auszügen verlangen. Gemäss den einschlägigen Weisungen (Rz 2514
WL VA/IK) sind entsprechende Begehren schriftlich unter Angabe der
Versichertennummer zu stellen. Dies bedeutet in der Praxis, dass mittels
E-Mail gestellte Begehren durch die Ausgleichskassen nicht ausgeführt
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werden können. In solchen Fällen ist der Gesuchsteller aufzufordern, sei-
nen Antrag in Briefform zu stellen, wie dies auch bei telefonischen Anfra-
gen der Fall ist.

Zusammenruf von IK-Kopien zuhanden von IV- S t e l l e n
(Aus der Mitteilung Nr. 70 an die AHV-Ausgleichskassen und EL-Durch-
führungsstellen)

Grundsätzlich haben die IV-Stellen seit Frühling 1998 die Möglichkeit, sel-
ber via ZAS die Zustellung von IK-Kopien auszulösen. Selbstverständlich
können sie sich aber weiterhin dazu an ihre Kantonale Ausgleichskasse
wenden, wenn diese dem zustimmt.

Werden Zusammenrufe von IK-Auszügen durch Kantonale Ausgleichs-
kassen zuhanden von IV-Stellen veranlasst, ist hierzu aber der Auftrag an
die ZAS mit MZR 93 oder 98 auszulösen. Auf keinen Fall ist MZR 97 zu
verwenden. Ebenso verhält es sich für Zusammenrufe von IK-Auszügen,
wenn diese durch die Ausgleichskasse selber benötigt werden und nicht zur
Weiterleitung an die Versicherten bestimmt sind.

A LV

Änderungen im Bereich der ALV auf den 1.1. 2 0 0 0
(Aus Mitteilung Nr. 68 an die AHV-Ausgleichskassen und EL-Durch-
führungsstellen)

Bereits im vergangenen Jahr hat der Bundesrat den Höchstbetrag des versi-
cherten Verdienstes in der obligatorischen Unfallversicherung, der be-
kanntlich auch für die Beiträge an die Arbeitslosenversicherung gilt, per
1. Januar 2000 von gegenwärtig 97 200 auf 106 800 Franken erhöht (vgl. AHI
1998 S. 279). Inzwischen hat die Bundesversammlung im Rahmen des Sta-
bilisierungsprogramms weitere Änderungen im Bereich der ALV auf den
gleichen Zeitpunkt beschlossen. Insbesondere wird der ALV-Beitrag für
Lohnanteile zwischen 106 801 Franken und dem Zweieinhalbfachen des für
die obligatorische Unfallversicherung massgebenden Höchstbetrages von
zurzeit 1% auf 2% erhöht.

Auf den 1. Januar 2000 sind die ALV-Beiträge daher wie folgt zu erheben:
• 3% auf Löhnen bis 106 800 Franken;
• 2% auf Löhnen ab 106 801 bis 267 000 Franken.
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K u r z c h r o n i k

Schweizerische Vereinigung der Ve r b a n d s a u s g l e i c h s k a s s e n

Die Schweizerische Vereinigung der Verbandsausgleichskassen (VVAK)
hielt am 24. Juni in Luzern ihre Generalversammlung ab. Diese stand im
Zeichen des Präsidentenwechsels. In seiner Grussadresse ging der schei-
dende Präsident, Kurt Bolli (Ausgleichskasse Versicherung), auf einige lau-
fende Projekte ein und bedankte sich für die ihm während seiner neun Prä-
sidialjahre gewährte Unterstützung. Zu seinem Nachfolger wurde Roger
Quennoz (Ausgleichskasse EXFOUR) gewählt. Neben den statutarischen
Geschäften genehmigte die Versammlung die revidierten Statuten. Im An-
schluss daran verfolgte eine grosse Zuhörerschaft mit Interesse die Aus-
führungen von Dr. Walter Kroy zum Thema: «Die Zukunft ist anders – vom
Räderwerk zum Netzwerk, Szenarien 2000–2020: Technik, Wirtschaft,
Mensch, Gesellschaft».

Meinungsaustausch AK /B S V

Am 8. September fand in Olten unter dem Vorsitz der Vereinigung der
Verbandsausgleichskassen der 120. Meinungsaustausch zwischen den Aus-
gleichskassen und dem BSV statt. Diskutiert wurden Inkassoprobleme bei
der Eintreibung von Beitragsausständen von im Ausland wohnhaften Bei-
tragspflichtigen. Abgelehnt wurde eine Senkung der Altersgrenze von 60
auf 55 Jahre für die Erfassung von Nichterwerbstätigen durch die hiezu be-
rechtigten Verbandsausgleichskassen. Ferner wurde über die Auswirkun-
gen der Umstellung auf die einjährige Steuerveranlagungsperiode auf die
Ergänzungsleistungen, über die Neuorganisation der Informatik und Tele-
kommunikation beim Bund und über mögliche Auswirkungen auf die
AHV/IV (Telezas) gesprochen. Schliesslich wurde über den aktuellen
Stand und die geplanten weiteren Schritte hinsichtlich Internet und Intranet
AHV/IV sowie über Änderungen bedingt durch die Neuunterstellung der
Eidgenössischen Ausgleichskasse orientiert. 

Kommission für Beitragsfragen

Auf Einladung der Sozialversicherungsanstalt des Kantons Zürich tagte die
Kommission für Beitragsfragen am 14. September in Zürich. Den Vorsitz
führte Vizedirektor Alfons Berger. Nachdem sich die Kommission am 17.
März 1999 bereits mit den Grundzügen der Revision des Beitragsbezuges
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befasst hatte (vgl. AHI 1999 S. 73), ging es diesmal schwerpunktmässig dar-
um, die ausformulierten Verordnungstexte zu beraten. Das Geschäft geht
als nächstes an die Eidg. AHV/IV-Kommission. Das Inkrafttreten ist für
den 1. Januar 2001 geplant. Ausserdem wurde die neueste Rechtsprechung
des Eidgenössischen Versicherungsgerichts diskutiert, wonach Vergleiche
im Schadenersatzprozess grundsätzlich zulässig sein sollen. Die Kommissi-
on ist der Meinung, dass diese Rechtsprechung höchst problematisch ist und
insbesondere die rechtsgleiche Behandlung in Frage stellt. Im Interesse der
AHV und der Rechtsstaatlichkeit sollen die Ausgleichskassen daher wei-
terhin auf Vergleiche verzichten. Die Kommission liess sich schliesslich über
den vorgesehenen Systemwechsel bei den persönlichen Beiträgen orientie-
ren. Das BSV machte insbesondere darauf aufmerksam, dass die persönli-
chen Beiträge für die Beitragsperiode 2000/2001 für jedes Beitragsjahr ein-
zeln festgesetzt werden müssen.

Kommission für Rentenfragen

Am 15. September fand in Bern unter dem Vorsitz von Vizedirektor Alfons
Berger die 24. Sitzung der Kommission für Rentenfragen statt. Zur Dis-
kussion stand der Nachtrag 3 zur Rentenwegleitung (RWL), welcher am
1. Januar 2000 in Kraft treten wird. Die meisten Änderungen betreffen Be-
stimmungen, die aufgrund des ab 1. Januar 2000 geltenden neuen Schei-
dungsrechtes angepasst werden müssen. Die elterliche Sorge kann neu den
geschiedenen oder unverheirateten Eltern gemeinsam übertragen werden,
was Auswirkungen auf die Frage der Anrechnung der Erziehungsgutschrif-
ten hat. Geschiedene oder unverheiratete Eltern, die die elterliche Sorge
gemeinsam innehaben, können miteinander schriftlich vereinbaren, wel-
chem Elternteil die Erziehungsgutschriften gutgeschrieben werden sollen.
Ferner wurden die Präzisierungen im Nachtrag 2 zum Kreisschreiben über
das Splitting bei Scheidung (gültig ab 1. Januar 2000) besprochen. Eine An-
passung ist zudem im Kreisschreiben über die Betreuungsgutschriften per
1. Januar 2000 nötig. Aufgrund eines Grundsatzurteils des EVG besteht – im
Gegensatz zur bisherigen Praxis – ein Anspruch auf Betreuungsgutschriften
im Rahmen der fünfjährigen Verjährung auch für die Zeit vor dem Inkraft-
treten der 10. AHV-Revision. 

Eidgenössische AHV/ I V- K o m m i s s i o n

Die Eidgenössische AHV/IV-Kommission tagte am 20. September unter
dem Vorsitz von Otto Piller, Direktor des BSV. Sie behandelte zunächst die
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Frage eines Wechsels des Beitragsfestsetzungsverfahrens für persönliche
AHV/IV/EO-Beiträge auf den 1. Januar 2001. Sie äusserte sich zustimmend
zu einem Übergang zum Verfahren der einjährigen Gegenwartsbemessung.
In einem weiteren Schritt befasste sie sich mit der entsprechenden Über-
gangsregelung für den Wechsel von der Vergangenheits- zur Gegenwarts-
bemessung. Von den zwei zur Auswahl gestellten Lösungsansätzen bevor-
zugte die Kommission einen direkten Übergang zur einjährigen Gegen-
wartsbemessung. 

P e r s o n e l l e s

Rücktritt von Willy Sutter, Ausgleichskasse Wa r e n h ä u s e r

Als Kassenleiter-Stellvertreter trat Willy Sutter 1981 bei der Ausgleichskas-
se Warenhäuser ein und wurde am 1.6.1985 als Nachfolger des plötzlich an
einem Herzversagen verstorbenen Dr. iur. René Meier vom Kassenvor-
stand zum Kassenleiter ernannt. Gleichzeitig wurde ihm die Kassenleitung
der Familienausgleichskasse Warenhäuser anvertraut. Die Mitglieder der
Vereinigung der Verbandsausgleichskassen (Gruppe Schweiz) wählten ihn
für ein Jahr zum Suppleanten und dann zu ihrem Revisor. Da die wirt-
schaftliche Lage der Mitgliedfirmen der Schweiz. Waren- und Kaufhäuser
(VSWK) zur Abnahme der Lohnbeiträge geführt hatte, wurde die Aus-
gleichskasse von der Vereinigung des Schweiz. Import- und Grosshandels
(VSIG) aufgenommen und am 31.12.1998 per Vortandsbeschluss aufgelöst. 

Willy Sutter übernahm die Durchführung der Kassenliquidation und die
damit verbundenen Aufgaben. Damit endete per April 1999 sein jahrelan-
ges Engagement für die Ausgleichskasse Warenhäuser.

Für dieses grosse Engagement danken wir Willy Sutter bestens und wün-
schen ihm für seine weitere Zukunft viel Erfolg und alles Gute.

Schweizerische Vereinigung der Verbandsaugleichskassen

Wechsel in der Leitung der Zweigstelle 66.2 der 
Ausgleichskasse des Schweizerischen Baumeisterverbandes

Gérard Baudry wird auf Ende Dezember 1999 als Zweigstellenleiter der
AK 66.2 in den Ruhestand treten.

Der Kassenvorstand hat als neuen Zweigstellenleiter der AK 66.2 in
Genf, mit Amtsantritt auf den 1. Januar 2000, Jean-Pierre Gardiol gewählt.



EL-Stelle Genf unter neuer Leitung

Auf 1. Mai 1999 hat Silvia Bono die Leitung des OCPA (Office cantonal des
personnes âgées) übernommen. Dieses Amt ist im Kanton Genf Durch-
führungsstelle für die Ergänzungsleistungen zur AHV und IV wie auch für
die kantonalen Leistungen.

Mutationen bei den Durchführungsorganen

Die Ausgleichskasse Basel-Stadt (12) hat ab 18. Oktober ein neues Do-
mizil: Ausgleichskasse Basel-Stadt, Wettsteinplatz 1, 4058 Basel, Tel. 061/
685 22 22, Fax 061/685 23 23; Postadresse: Postfach, 4021 Basel.

Seit dem 7. Juli 1999 ist das Sozialversicherungsamt Schaffhausen unter
neuen Telefonnummern zu erreichen: 

– Sozialversicherungsamt (Hauptnummer) 052 /632 61 11, 
– Ausgleichskasse 052 /632 61 11, 
– IV-Stelle 052 /632 61 50, 
– Arbeitslosenkasse 052 /632 61 80, 
– Fax-Nummer für alle Abteilungen 052 /632 61 99.

154 AHI-Praxis 5 /1999



A H V. Konkubinat
Urteil des EVG vom 18. Juni 1999 i. Sa. C. L. und P. C .

Art. 5 Abs. 2, Art. 10 Abs. 1 AHVG. Die in einer eheähnlichen Ge-
meinschaft lebende Frau, die ausschliesslich den gemeinsamen Haus-
halt führt und dafür von ihrem Partner Naturalleistungen (in Form von
Kost und Logis) und allenfalls zusätzlich ein Taschengeld erhält, ist
beitragsrechtlich als Nichterwerbstätige zu betrachten. Die Natural-
leistungen sowie das allfällige Taschengeld stellen somit nicht mass-
gebenden Lohn im Sinne von Art. 2 Abs. 2 AHVG dar (Änderung der
Rechtsprechung).

Die Ausgleichskasse verpflichtete P. C. mit Verfügung vom 21. März 1997
zur Bezahlung von AHV/ IV/ EO /ALV/ FAK-Beiträgen (einschliesslich
Verwaltungskosten) von Fr. 2823.85 für die Jahre 1995 und 1996 mit der Be-
gründung, er lebe mit C. L. und ihrem gemeinsamen Kind in Hausgemein-
schaft und habe für seine Lebenspartnerin, welche keiner ausserhäuslichen
Erwerbstätigkeit nachgehe, Beiträge auf einem Naturallohn für Unterkunft
und Verpflegung sowie einem angemessenen Taschengeld zu bezahlen. Die
kantonale Rekursbehörde wies mit Entscheid vom 13. Oktober 1997 die Be-
schwerde von C. L. und P. C. ab; es stellte die Rechtsprechung des EVG in
Frage, befand jedoch, es sei an diesem, eine allfällige Praxisänderung her-
beizuführen. Gegen dieses Urteil führen C. L. und P. C. Verwaltungsge-
richtsbeschwerde, welche das EVG – soweit es darauf eintritt – gutheisst.
Aus den Erwägungen:

2. Streitig ist die Rechtsfrage, ob die Rechtsprechung (BGE 110 V 1 =
ZAK 1984 S. 383) in dem Sinne zu ändern sei, dass die in einer eheähnlichen
Gemeinschaft lebende Frau, die den gemeinsamen Haushalt führt und da-
für von ihrem Partner Naturalleistungen (in Form von Kost und Logis) und
allenfalls zusätzlich ein Taschengeld erhält, hinsichtlich dieser Tätigkeit bei-
tragsrechtlich nicht mehr als Unselbständigerwerbende, sondern als Nicht-
erwerbstätige zu qualifizieren ist.

Eine derartige Praxisänderung lässt sich gegenüber dem Postulat der
Rechtssicherheit grundsätzlich nur begründen, wenn die neue Lösung bes-
serer Erkenntnis der ratio legis, veränderten äusseren Verhältnissen oder
gewandelten Rechtsanschauungen entspricht (BGE 124 V 124 Erw. 6a, 387
Erw. 4c, je mit Hinweisen).

3a. Nach bisheriger Rechtsprechung gelten Unterhaltsleistungen, die ein
Mann der mit ihm in einer eheähnlichen Gemeinschaft lebenden Frau für
deren Haushaltführung gewährt, beitragsrechtlich als massgebender Lohn
im Sinne von Art. 5 Abs. 2 AHVG. Dem lag die Überlegung zu Grunde, dass
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die in einer solchen Gemeinschaft lebende Frau im Gegensatz zur Ehefrau
nach Gesetz nicht verpflichtet ist, den Haushalt zu führen, und dass auch
dem Mann aus dem blossen Zusammenleben keine gesetzlichen Pflichten
gegenüber der Frau, namentlich keine Unterhaltspflichten, erwachsen
(BGE 110 V 2 = ZAK 1984 S. 383 Erw. 3b mit Hinweisen; SVR 1995 AHV
Nr. 52 S. 143 Erw. 2a). 

Ferner hat das EVG in ZAK 1990 S. 428 Erw. 3d dargelegt, dass die
Rechtsprechung zur Beitragserhebung bei Konkubinatspaaren zu einem
wesentlichen Teil im Interesse der haushaltführenden Person begründet sei.
Sie gewährleiste deren sozialen Schutz, indem ihr in der Regel im individu-
ellen Konto ein höherer Betrag gutgeschrieben werde als bei Annahme von
Nichterwerbstätigkeit; der haushaltführende Partner habe nur den hälftigen
Beitrag zu übernehmen und sei der obligatorischen Unfallversicherung wie
auch der Arbeitslosenversicherung unterstellt.

b. Die Gerichtspraxis geht davon aus, dass die zivilrechtliche Gesetzge-
bung weder den Begriff der eheähnlichen Gemeinschaft kenne noch spezi-
fische Regeln zu diesem Sachverhalt enthalte. Es sei zwar bezüglich solcher
Verhältnisse ein gesellschaftlicher Wandel in der ethisch-moralischen Wer-
tung festzustellen. Von einer rechtlichen Anerkennung in dem Sinne, dass
von der Gerichtspraxis ein spezielles Rechtsinstitut der eheähnlichen Ge-
meinschaft geschaffen worden wäre, könne jedoch nicht gesprochen wer-
den. Es könne daher nicht darum gehen, einem spezifischen rechtlichen In-
stitut sozialversicherungsrechtlich Rechnung zu tragen, sondern nur darum,
den bestehenden Sachverhalt der eheähnlichen Gemeinschaft nach Mass-
gabe des geltenden Sozialversicherungsrechts zu würdigen. Nach der bis-
herigen Praxis sei aus sozialversicherungsrechtlicher Sicht kein (fiktiver)
Arbeitsvertrag angenommen, sondern es sei nur – in Ermangelung einer
besseren Lösung – die vom Mann seiner Partnerin gewährte Naturalleistung
einem Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit gleichgestellt wor-
den. Daran vermöge der verfassungsmässige Grundsatz über die Gleich-
stellung der Frau mit dem Mann nichts zu ändern, wäre doch nicht anders
zu entscheiden, wenn in einer eheähnlichen Gemeinschaft der Mann den
Haushalt führte und die Frau ausserhäuslich erwerbstätig wäre. Schliesslich
würde eine geänderte Rechtsprechung zu praktischen Schwierigkeiten bei
der Abgrenzung von Nichterwerbstätigkeit der Partnerin zur (unselbständi-
gen) Erwerbstätigkeit der Haushälterin führen, wobei sich die Verwaltung
bei ihren Abklärungen der Natur der Sache nach wohl regelmässig auf die
Darstellung der Beteiligten verlassen müsste. Der Gesichtspunkt der Prak-
tikabilität im Einzelfall spreche somit ebenfalls gegen die Annahme von
Nichterwerbstätigkeit (BGE 110 V 4 ff. = ZAK 1984 S. 383 Erw. 4a und b).
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c. Diese Praxis wurde in ZAK 1988 S. 508, 1990 S. 427, BGE 116 V 177 =
ZAK 1991 S. 173 und SVR 1995 AHV Nr. 52 S. 143 bestätigt (vgl. auch BGE
123 I 245 Erw. 5a und ARV 1996/97 Nr. 32 S. 180 Erw. 5).

d. In ZAK 1990 S. 427 stellte das EVG fest, der soziale Schutzzweck tre-
te in den Hintergrund, wenn der haushaltführende Konkubinatspartner ei-
ner erheblichen ausserhäuslichen Erwerbstätigkeit nachgehe. Das Gericht
hat deshalb in einem solchen Fall die Beitragspflicht auf einem Naturalein-
kommen verneint. Als erheblich hat es eine Erwerbstätigkeit erklärt, mit
welcher ein Einkommen erzielt wird, das mindestens den Naturallohn-
ansätzen der Art. 10 ff. AHVV (in der damals gültig gewesenen Fassung)
entspricht. Erziele der haushaltführende Konkubinatspartner ein beitrags-
pflichtiges Erwerbseinkommen in mindestens dieser Höhe, sei anzuneh-
men, dass er aus eigenen Mitteln für seinen Lebensunterhalt aufkommen
könne, weshalb es sich nicht rechtfertige, zusätzlich auf einem Naturallohn
Beiträge zu erheben (ZAK 1990 S. 428 Erw. 3d). Dem im erwähnten Aus-
mass erwerbstätigen Konkubinatspartner gleichgestellt hat es sodann jenen
Lebenspartner, der sich nachweisbar dazu entschlossen hat, eine erhebliche
Erwerbstätigkeit auszuüben, indem er sich beim Arbeitsamt zur Arbeits-
vermittlung meldet und die Voraussetzungen zum Bezug von Arbeitslosen-
entschädigung erfüllt (ZAK 1990 S. 428 Erw. 3d in fine).

e. In BGE 116 V 177 hat das EVG eine gewisse Flexibilität zugelassen,
damit speziellen Gegebenheiten im Einzelfall Rechnung getragen werden
kann. Danach sind Ausnahmen von der generellen Regel dann möglich,
wenn bescheidene wirtschaftliche Verhältnisse vorliegen und die Bewer-
tung des Naturaleinkommens des einen Konkubinatspartners nach Art. 11
AHVV im Vergleich zur ökonomischen Lage des anderen beitragspflich-
tigen Partners als offensichtlich unverhältnismässig erscheint. In solchen
Fällen ist als Naturaleinkommen, auf welchem die paritätischen Beiträge
geschuldet sind, jener Betrag anzusehen, der nach Abzug des betrei-
bungsrechtlichen Notbedarfs des beitragspflichtigen Partners von seinem
Bruttoeinkommen verbleibt (BGE 116 V 180 Erw. 4). Nach ZAK 1990
S. 427 ist – wie bereits erwähnt – eine Beitragspflicht auf dem Naturalein-
kommen dann zu verneinen, wenn der haushaltführende Konkubinats-
partner einer erheblichen ausserhäuslichen Erwerbstätigkeit nachgeht,
nach SVR 1995 AHV Nr. 52 S. 143 generell, wenn anzunehmen ist, dass er
aus eigenen Mitteln für seinen Lebensunterhalt aufkommen kann. Die
Rechtsprechung geht jedoch nicht so weit, dass der tatsächliche Beitrag an
die Haushaltarbeiten abgeklärt wird, vielmehr wird aus der traditionellen
Rollenverteilung abgeleitet, dass die gesamten Arbeiten von der Frau ge-
leistet werden.
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f. aa) Im Falle H 164/94 G. (Urteil vom 21. Dezember 1994, publiziert in
SVR 1995 AHV Nr. 52 S. 143) hatte das BSV in seiner Vernehmlassung vom
14. November 1994 eine Änderung der Rechtsprechung gemäss BGE 110 V
1 = ZAK 1984 S. 383 in dem Sinne beantragt, dass die nichterwerbstätige, in
eheähnlicher Gemeinschaft lebende Frau beitragsrechtlich nicht mehr als
Unselbständigerwerbende, sondern als Nichterwerbstätige zu qualifizieren
sei; eventuell sei die bisherige Rechtsprechung unter Aufzeichnung der
Konsequenzen für die andern Sozialversicherungszweige neu zu begründen.
Die Frage einer Praxisänderung konnte indessen offen bleiben, weil wegen
des Renteneinkommens der Versicherten von einer Beitragserhebung auf
den Naturalleistungen abzusehen war.

bb) Das BSV hatte in der erwähnten Vernehmlassung (die im zitierten Ur-
teil G. gemäss den folgenden Ausführungen dargestellt wurde) vorab auf die
fehlende Akzeptanz der Praxis verwiesen. Die AHV-rechtliche Behandlung
des Konkubinats als Hausdienstangestelltenverhältnis werde von vielen
Frauen als verfehlt oder gar unwürdig betrachtet und sei auch in der Doktrin
auf Kritik und Ablehnung gestossen. Sodann sei die geltende Praxis nur un-
vollständig durchsetzbar. Die Ausgleichskassen hätten keine Möglichkeit,
Konkubinatsbeziehungen von Amtes wegen zu eruieren. Die Erfassung im
Konkubinat lebender Frauen als Unselbständigerwerbende erfolge eher nach
dem Zufallsprinzip, was unter dem Gesichtspunkt der Rechtsgleichheit als
bedenklich erscheine. Auch aus juristischer Sicht sei die der Rechtsprechung
zu Grunde liegende Auffassung überholt. Die traditionelle Rollenverteilung,
dass der Mann einer Erwerbstätigkeit nachgehe und die Frau den Haushalt
besorge, entspreche den heutigen Anschauungen und Lebensformen nicht
mehr, was u. a. durch die Aufhebung der Rollenzuordnung im revidierten
Eherecht zum Ausdruck gekommen sei. Obwohl das Eherecht auf das Kon-
kubinatsverhältnis keine Anwendung finde, dürfe die Grundaussage des Ge-
setzgebers für die eheähnliche Gemeinschaft nicht zum vornherein als be-
deutungslos abgetan werden. Zwei Personen, die in einer eheähnlichen Ge-
meinschaft leben, seien keine Hausdienstangestellten, sondern grundsätzlich
gleichgestellte Partner. Zudem stelle sich die Frage, ob die Rechtsprechung,
die sich bisher nur auf jene Fälle bezogen habe, da eine nichterwerbstätige
Frau mit einem erwerbstätigen Mann zusammenlebe, auch bei umgekehrter
Rollenverteilung Geltung habe, und wie zu verfahren sei, wenn Verwandte
oder mehr als zwei Personen in einem gemeinsamen Haushalt leben. Die
Rechtsprechung, welche die Haushaltführung unbesehen der Frau zuweise,
müsse mindestens dann als geschlechterdiskriminierend bezeichnet werden,
wenn der Mann arbeitslos sei und zeitlich ebenfalls die Möglichkeit habe, ei-
nen Beitrag an die täglichen Verrichtungen des Haushaltes zu leisten.
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Obwohl es auch Argumente für die Beibehaltung der geltenden Praxis
gebe, so insbesondere die bessere sozialversicherungsrechtliche Absiche-
rung der im Konkubinat lebenden nichterwerbstätigen Frau, würden die
Argumente für eine Änderung der Rechtsprechung überwiegen. Eventuell
sei die bisherige Praxis neu zu begründen, indem die Qualifikation der im
Konkubinat lebenden Frauen als Arbeitnehmerinnen offen als solche man-
gels gesetzlicher Regelung und zum sozialen Schutz dieser Frauen dargelegt
und die Konsequenzen für die anderen Sozialversicherungszweige aufge-
zeigt würden. Schliesslich sei die sozialversicherungsrechtliche Stellung der
in eheähnlicher Gemeinschaft lebenden Frauen im Vergleich mit den nicht-
erwerbstätigen Ehefrauen «zu legitimieren», und es sei generell zu prüfen,
in welchen weiteren Fällen die Haushaltarbeit sozialversicherungsrechtlich
zu berücksichtigen sei.

4. In der Literatur stösst die Rechtsprechung auf Kritik oder gar Ableh-
nung. Thomas Koller, Die eidgenössische Alters- und Hinterlassenenversi-
cherung im Verhältnis zum schweizerischen Eherecht, Diss. Bern 1983, er-
achtet die Annahme eines Arbeitsverhältnisses zwischen den unverheirate-
ten Partnern bezüglich der Haushaltführung «kaum lebens-nah»; es wäre
naheliegender gewesen, die unverheiratete Frau als Nichterwerbstätige zu
behandeln (S. 39 f.). Die gleiche Auffassung vertritt Nathalie Kohler, La si-
tuation de la femme dans l’AVS, Diss. Lausanne 1986, S. 80 f. Thomas Lo -

cher, Grundriss des Sozialversicherungsrechts, 2. Aufl. 1997, legt dar, unter
dem Aspekt eines möglichst umfassenden Versicherungsschutzes möge es
Argumente für die Gerichtspraxis geben, dogmatisch sei sie «aber kaum
haltbar» (S. 109 Rz 22). Jean-Louis Duc, Notions et solutions du droit privé
dans le domaine des assurances sociales, in: Droit privé et assurances socia-
les, Fribourg 1990, ortet in der fraglichen Rechtsprechung ein «sentiment de
malaise» (S. 40). Hanspeter Käser, Unterstellung und Beitragswesen in der
obligatorischen AHV, 2. Aufl. 1996, legt dar, dass in der Praxis aus der For-
mulierung in BGE 110 V 5 = ZAK 1984 S. 383 Erw. 4b («in Ermangelung ei-
ner besseren Lösung») abgeleitet werde, dass immer dann, wenn eine bes-
sere Lösung tatsächlich gefunden werden könne, die der Frau gewährten
Naturalleistungen nicht als Erwerbseinkommen erfasst würden (S. 92 Ziff.
3.71). Ueli Kieser, Rahmenbedingungen der richterlichen Rechtsfortbildung
in der AHV, in: SZS 1998 S. 219 stellt fest, dass das AHVG das Konkubi-
natsverhältnis nicht regle, was dem EVG die den tatsächlichen Entwicklun-
gen folgende Ausgestaltung der Rechtsprechung erlaube. Katerina Bau -
mann/Margareta Lauterburg, Sind eins und eins wirklich zwei? Zivilstands-
bedingte Ungleichbehandlungen in der Sozialversicherung, in: F – Frauen-
fragen 2–3/97 S. 33, vertreten die Auffassung, dass aufgrund der Einführung
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von Erziehungs- und Betreuungsgutschriften sich der Rekurs auf den fikti-
ven Haushaltlohn erübrige.

5a. Das Verwaltungsgericht des Kantons Glarus hat in einem rechtskräf-
tigen Urteil vom 28. Mai 1996 (publiziert in Plädoyer 1997 Nr. 1 S. 66 ff.) die
AHV-rechtliche Stellung der ausschliesslich haushaltführenden Konkubi-
natspartnerin umfassend dargestellt und sich mit der Argumentation des
EVG auseinander gesetzt. Es kam zum Schluss, dass die Gewährung von
Kost und Logis kein Entgelt für in unselbständiger Stellung geleistete Ar-
beit darstelle, die Konkubinatspartnerin als Nichterwerbstätige zu qualifi-
zieren sei und ihr Partner daher nicht als Arbeitgeber betrachtet werden
könne.

b. Im Wesentlichen wies das Verwaltungsgericht des Kantons Glarus in
seinem Urteil darauf hin, dass das geltende Eherecht nicht mehr von einer
festen Rollenverteilung der Ehegatten ausgehe. Nach Art. 163 des revidier-
ten ZGB sorgten die Ehegatten gemeinsam, ein jeder nach seinen Kräften,
für den gebührenden Unterhalt der Familie. Sie verständigten sich über den
Beitrag, den jeder von ihnen leistet, namentlich durch Geldzahlungen, Be-
sorgen des Haushaltes, Betreuen der Kinder oder durch Mithilfe im Beruf
oder Gewerbe des anderen (Art. 163 Abs. 2 ZGB). Gleich wie die Begrün-
dung einer Ehe (Art. 117 Abs. 2 ZGB) beruhten die Rollenverteilung
während der Ehe und die damit verbundenen gegenseitigen Pflichten auf
dem Konsens der Ehegatten. Insofern sei kein wesentlicher Unterschied zu
den vertraglichen Pflichten innerhalb einer eheähnlichen Gemeinschaft zu
erkennen, die ebenfalls durch Konsens begründet und getragen werden
müssten. Ein Unterschied bestehe immerhin darin, dass bei der ehelichen
Gemeinschaft der Zeitpunkt, ab welchem die gegenseitigen Pflichten gel-
ten, durch die Trauung eindeutig festgelegt würden, während bei der ehe-
ähnlichen Gemeinschaft viel weniger klar sei, ab wann von einem festen Be-
stand gegenseitiger Pflichten auszugehen sei. Dass in einer eheähnlichen
Gemeinschaft aber überhaupt keine solchen Pflichten bestünden, könne
nicht angenommen werden. Daraus ergebe sich, dass der bisher entschei-
dende Unterschied zwischen ehelicher und eheähnlicher Gemeinschaft
durch die Revision des Eherechts stark an Bedeutung verloren habe (Plä-
doyer 1997 Nr. 1 S. 68 Erw. 2c).

6a. Die Vorinstanz legt in ihrem Entscheid dar, sie folge dem Glarner
Urteil nicht, weil es am EVG liege, eine allfällige Praxisänderung herbeizu-
führen. Im Übrigen lägen neue Argumente gegen die bisherige Rechtspre-
chung vor. So sei der soziale Schutzzweck mit den Erziehungsgutschriften
der 10. AHV-Revision, soweit es um Frauen oder Männer gehe, die infolge
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Kindesbetreuung keiner Erwerbstätigkeit nachgingen, mindestens teilweise
weggefallen. Die Praxis der Ausgleichskassen gewähre ferner, wie der vor-
liegende Fall zeige, keine Gleichbehandlung, sei doch die Konkubinats-
partnerin erst nach dem Zuzug von X. nach Y. als Unselbständigerwerben-
de erfasst worden.

b. Die Beschwerdeführer lassen im Wesentlichen geltend machen, sie
lebten mit ihrer Tochter G. als Familie im gemeinsamen Haushalt. Das el-
terliche Sorgerecht für G. stehe nach geltendem Recht nur C. L. zu. Beide
Elternteile seien jedoch gleichermassen zu Unterhaltsleistungen verpflich-
tet. C. L. und P. C. hätten die damit verbundenen Aufgaben so geteilt, dass
der Vater den aus ausserhäuslicher Tätigkeit erzielten Erwerb beisteuere,
während die Mutter die Betreuungs und Haushaltarbeit besorge. C. L. ste-
he weder als Lebenspartnerin noch als Mutter im Solde von P. C. Sie bezie-
he auch keine Naturalleistungen; vielmehr erfülle sie den unbezahlten Teil
der elterlichen Unterhaltspflicht. P. C. sei folglich auch nicht Arbeitgeber
seiner Lebenspartnerin. Mit der nach bisheriger Praxis vorgenommenen
Gleichstellung der vom Mann seiner Partnerin gewährten Naturalleistun-
gen mit einem Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit übersehe
das EVG, dass überhaupt kein Lohn, insbesondere auch kein Naturallohn
fliesse. Die Gleichstellung mit einer Haushälterin und Kinderfrau sei für
eine Lebenspartnerin nicht nur beleidigend, sie entbehre auch einer sachli-
chen Begründung und sei deshalb willkürlich.

Die kritisierte Rechtsprechung führe dazu, dass ein nicht verheiratetes
Paar, solange es einen gemeinsamen Haushalt führe, unverhältnismässig
stärker belastet werde als ein Ehepaar. Nebst den üblichen Arbeitnehmer-
beiträgen des Erwerbstätigen habe es aus dem Familieneinkommen auch
noch Arbeitgeber- sowie Arbeitnehmerbeiträge auf dem supponierten Na-
turallohn der Nichterwerbstätigen zu bezahlen. Würde C. L. von P. C. ge-
trennt leben, könnte sie sich wohl als Nichterwerbstätige veranlagen lassen.
Es sei nicht einzusehen, warum sie das während des Zusammenlebens nicht
sollte tun können.

c. Die Ausgleichskasse macht in ihrer Vernehmlassung geltend, die Be-
schwerdeführer widersprächen sich selber, wenn sie einerseits ausführten,
C. L. werde durch die Führung des gemeinsamen Haushaltes daran gehin-
dert, einer ausserhäuslichen Arbeit nachzugehen, gleichzeitig aber vor-
brächten, P. C. halte sich keine Hausangestellte, sondern leiste durch seine
Erwerbstätigkeit seinen Beitrag an den Unterhalt der Familie. Die Be-
schwerdeführer verkennten, dass sie in rechtlicher Hinsicht nicht als Fami-
lie gälten, obwohl sie dies so empfinden würden.

AHI-Praxis 5/1999 161



d. Das BSV hält fest, die AHV-rechtliche Qualifikation der keiner aus-
serhäuslichen Erwerbstätigkeit nachgehenden Frau, die in eheähnlicher
Gemeinschaft lebe, sei neu zu beurteilen. Es wiederholt im Wesentlichen
die bereits im Falle H 164/94 G. vorgetragenen Argumente (vgl. Erw. 3f/bb
hievor): mangelnde Akzeptanz, unvollständige Durchsetzbarkeit, starker
Wandel der gesellschaftlichen Anschauungen und Lebensformen (rechtlich
zum Teil verankert im neuen Eherecht), Problematik von Richterrecht im
gesetzlich nicht geregelten Bereich des Konkubinatsverhältnisses, fragliche
und problematische Ausdehnung der bisherigen Praxis auf weitere Fälle
(umgekehrte Rollenverteilung im Konkubinatsverhältnis, Zusammenleben
von gleichgeschlechtlichen Partnern, Mehrpersonenverhältnisse in Wohn-
gemeinschaften), neue Entwicklungen in der Rechtssetzung (Art. 2 Abs. 1
lit. g UVV in der Fassung vom 15. Dezember 1997 sowie Einführung von Er-
ziehungsgutschriften gemäss Art. 29sexies AHVG).

7. Aus den dargelegten Argumenten ergibt sich, dass aufgrund der neu-
en Tendenzen in der Rechtssetzung, des Wertewandels in der Gesellschaft,
der fehlenden Akzeptanz und der mangelnden Durchsetzbarkeit sowie der
dargestellten berechtigten Kritik in der Literatur die bisherige Rechtspre-
chung nicht aufrechterhalten werden kann. Die Voraussetzungen für eine
Praxisänderung (vgl. Erw. 2 hievor) sind erfüllt. Die vom EVG in BGE 110
V 1 = ZAK 1984 S. 383 «in Ermangelung einer besseren Lösung» vorge-
nommene «Gleichstellung» ist in dem Sinne aufzuheben, dass Konkubinats-
partner und -partnerinnen ohne Erwerbstätigkeit AHV-rechtlich als Nicht-
erwerbstätige zu betrachten sind. Im Einzelnen ist auf Folgendes hinzu-
weisen.

a. Es entspricht konstanter Rechtsprechung, dass der Gesetzgeber, wenn
er im Sozialversicherungsrecht Regelungen mit Anknüpfung an familien-
rechtliche Sachverhalte (beispielsweise an der Ehe) trifft, von ihrer Bedeu-
tung her diejenigen Institute im Blickfeld hat, die das Familienrecht kennt
(BGE 121 V 127 Erw. 2c/aa mit Hinweisen). Das EVG hat dem Grundsatz,
wonach das Familienrecht für das Sozialversicherungsrecht Voraussetzung
ist und diesem daher grundsätzlich vorgeht, stets Rechnung getragen (BGE
121 V 128 Erw. 2c/cc mit Hinweisen).

Die eheähnliche Lebensgemeinschaft, das Konkubinat, ist im ZGB nicht
geregelt (BGE 121 V 128 Erw. 2c/cc; vgl. die Übersicht über die bundesge-
richtliche Praxis in VPB 58/II [1994] Nr. 28 S. 247 ff. Erw. 8b mit Hinweisen
auf Rechtsprechung und Lehre; vgl. dazu auch Suzette Sandoz,Le Tribunal
fédéral et l’union libre pendant la procédure de divorce, in: SJ 1998 S. 710 f.
und S. 718; Yvo Schwander, Sollen eheähnliche und andere familiäre Ge-
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meinschaften in der Schweiz gesetzlich geregelt werden?, in: AJP 1994
S. 918 ff.; Catherine Noir-Masnata,Les effets patrimoniaux du concubinage
et leur influence sur le devoir d’entretien entre epoux séparés, Diss. Lau-
sanne 1982). Das Konkubinat bleibt indessen nicht ohne rechtliche Wirkun-
gen zwischen den Partnern (BGE 123 V 222 Erw. 2e mit Hinweis auf die
Doktrin).

Nachdem sich in neuerer Zeit die Formen des Zusammenlebens mit dem
zivilrechtlichen Status weniger decken als früher, wird in der Literatur die
zivilstandsabhängige Ausgestaltung des Sozialversicherungsrechts kritisiert
und, gestützt auf das Rechtsgleichheitsgebot, anstelle davon die Vergleich-
barkeit von Lebenssituationen als Massstab postuliert (noch nicht veröf-
fentlichtes Urteil G. vom 3. März 1999 [H 281/97] Erw. 3e/bb; Katerina Bau -
mann/Margareta Lauterburg,a. a. O., S. 29 ff.). 

Es ist indessen – wie in BGE 110 V 4 = ZAK 1984 S. 383 Erw. 4a – wei-
terhin davon auszugehen, dass die zivilrechtliche Gesetzgebung weder den
Begriff der eheähnlichen Gemeinschaft kennt noch spezifische Regeln zu
diesem Sachverhalt enthält. Das hat u. a. dazu geführt, dass das EVG im
Leistungsbereich des Sozialversicherungsrechts erkannt hat, dass die Auflö-
sung einer eheähnlichen Gemeinschaft keinen «ähnlichen Grund» wie Ehe-
trennung oder Scheidung im Sinne von Art. 14 Abs. 2 AVIG darstellt (BGE
123 V 219). Der Begriff «mitarbeitende Familienmitglieder» gemäss Art. 22
Abs. 2 lit. c UVV umfasst die Konkubinatspartner nicht (BGE 121 V 125).
Das AHVG behandelt im Übrigen die in eheähnlicher Gemeinschaft le-
benden (unverheirateten) Personen nicht gleich wie die verheirateten. So ist
die Plafonierung der Renten (Art. 35 AHVG), die Teilung der Einkommen,
Erziehungs- und Betreuungsgutschriften (Art. 29quinquies Abs. 3–5, Art. 29se-

xies Abs. 3 und Art. 29septies Abs. 6 AHVG), der Anspruch auf Witwen- und
Witwerrenten (Art. 23–24a AHVG) und die Befreiung von der Beitrags-
zahlung (Art. 3 Abs. 3 AHVG) nur für verheiratete oder verheiratet gewe-
sene Personen statuiert. Gerade die seit dem 1. Januar 1997 geltende Tei-
lung von Einkommen und Gutschriften knüpft an den Zivilstand der Ehe an
und ist unter Konkubinatspaaren nicht vorgesehen (vgl. auch noch nicht
veröffentlichtes Urteil G. vom 3. März 1999 [H 281/97]: Art. 28 Abs. 4
AHVV, wonach sich die Beiträge einer verheirateten Person als Nichter-
werbstätige aufgrund der Hälfte des ehelichen Vermögens und Rentenein-
kommens bemessen, ist gesetz- und verfassungsmässig).

Es kann daher bei der Beantwortung der vorliegenden Rechtsfrage nur
darum gehen, aufgrund der erkannten und in Erw. 7 Ingress dargestellten
rechtlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen den vorliegenden Sach-
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verhalt nach Massgabe des geltenden Sozialversicherungsrechts zu würdi-
gen, wobei nicht entgegensteht, auch den Veränderungen der 10. AHV-Re-
vision Rechnung zu tragen (insbesondere Art. 3 und 29sexies AHVG).

b. Das EVG äusserte sich bisher nicht ausdrücklich zur Frage, ob Art. 5
Abs. 2 AHVG auf Naturalleistungen zwischen Konkubinatspartnern unmit-
telbar anwendbar ist oder ob eine Gesetzeslücke vorliegt, die durch analo-
ge Anwendung von Art. 5 Abs. 2 AHVG zu schliessen ist. Aus der Formu-
lierung in BGE 110 V 5 = ZAK 1984 S. 383 Erw. 4b, es werde kein fiktiver
Arbeitsvertrag angenommen, sondern die Naturalleistungen würden dem
Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit lediglich gleichgestellt,
ist – wie auch das Verwaltungsgericht des Kantons Glarus im zitierten Ur-
teil vom 28. Mai 1996 angenommen hat – abzuleiten, dass die Anwendbar-
keit von Art. 5 Abs. 2 AHVG nicht aus einer weiten Auslegung des Geset-
zes folgt, sondern auf einem Analogieschluss zur Lückenfüllung beruht.
Auch das methodische Vorgehen des EVG deutet nicht auf Auslegung hin,
da es sich nicht mit dem Wortlaut, der Systematik oder den Materialien von
Art. 5 Abs. 2 AHVG auseinander setzte, sondern aus dem tatsächlichen Be-
dürfnis nach sozialer Absicherung für die haushaltführende Konkubi-
natspartnerin die Notwendigkeit einer rechtlichen Regelung herleitete und
diese in der analogen, nicht unmittelbaren Anwendung von Art. 5 Abs. 2
AHVG fand.

c. Die Anwendung von Art. 5 Abs. 2 AHVG begründete das EVG in der
fehlenden gesetzlichen, auf Vertrag beruhenden Verpflichtung der Konku-
binatspartnerin, den Haushalt zu führen. Dieser entscheidende Unterschied
zwischen ehelicher und eheähnlicher Gemeinschaft hat durch die Revision
des Eherechts (Art. 163 ZGB in der Fassung vom 5. Oktober 1984, in Kraft
seit dem 1. Januar 1988) an Bedeutung verloren, weil die Rollenverteilung
während der Ehe auf dem Konsens der Ehegatten beruht (Art. 163 Abs. 2
ZGB). Unter diesem Gesichtspunkt der veränderten Anschauungen, wel-
che im Gesetz ihren Niederschlag gefunden haben, rechtfertigt es sich nicht
mehr, haushaltführende Konkubinatspartnerinnen AHV-rechtlich wie an-
gestellte Haushälterinnen zu qualifizieren.

d. Die geltende Praxis kann – wie der vorliegende Fall zeigt – nur man-
gelhaft und kaum rechtsgleich durchgesetzt werden. Die Ausgleichskassen
sind nicht in der Lage, Konkubinatspaare zu ermitteln; es hängt von Zufäl-
ligkeiten ab, ob der beitragspflichtige Naturallohn der haushaltführenden
Konkubinatspartnerin erfasst werden kann.

e. Es kommen in der heutigen Gesellschaft vermehrt weitere Formen des
gemeinsamen Zusammenlebens mit ganz unterschiedlicher Rollenvertei-
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lung vor, deren AHV-rechtliche Qualifikation zu Rechtsungleichheiten
führen kann.

f. Für eine Praxisänderung sprechen im Weiteren drei in der Zwi-
schenzeit eingetretene neue Entwicklungen in der Rechtssetzung.

aa) Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass frei gewählte Nichter-
werbstätigkeit systembedingt den sozialen Schutz in der Sozialversicherung
vermindert, hat der Gesetzgeber mit der 10. AHV-Revision für drei Fälle
von Nichterwerbstätigkeit eine Korrektur der Folgen vorgenommen, näm-
lich für die Ehe (Splitting gemäss Art. 29quinquies Abs. 3 AHVG), die Kin-
dererziehung und Betagtenbetreuung (Gutschriften gemäss Art. 29sexies und
29septies AHVG). Der mit der bisherigen Rechtsprechung verfolgte Gedan-
ke des sozialen Schutzzweckes (SVR 1995 AHV Nr. 52 S. 143) wird dadurch
einerseits relativiert, anderseits ist es nicht mehr gerechtfertigt, durch die
Rechtsprechung unter dem Gesichtspunkt des sozialen Schutzes eine vom
Gesetzgeber bewusst nicht vorgesehene zusätzliche Sonderregelung für
eine bestimmte Gruppe von Nichterwerbstätigen (für Konkubinatspartner
ohne Erziehungs oder Betreuungsaufgaben) beizubehalten.

bb) Mit der 10. AHV-Revision wurde alt Art. 3 Abs. 2 lit. b AHVG, wo-
nach u.a. die nichterwerbstätigen Ehefrauen von Versicherten von der Bei-
tragspflicht befreit waren, aufgehoben. Neu eingefügt wurde Abs. 3, wonach
die eigenen Beiträge als bezahlt gelten, sofern der Ehegatte Beiträge von
mindestens der doppelten Höhe des Mindestbeitrages bezahlt hat, u. a. bei
(lit. a) nichterwerbstätigen Ehegatten von erwerbstätigen Versicherten. Die
Qualifikation der haushaltführenden Konkubinatspartnerin als Nicht-
erwerbstätige ist auch unter diesem Aspekt gerechtfertigt.

cc) Der Bundesrat hat am 15. Dezember 1997 mit Wirkung ab 1. Januar
1998 aus praktischen und konzeptionellen Überlegungen (RKUV 1998
S. 88) in Art. 2 Abs. 1 lit. g UVV verordnet, dass Konkubinatspartnerinnen
und -partner, die in dieser Eigenschaft AHV-beitragspflichtig sind, in der
Unfallversicherung nicht obligatorisch versichert sind.

g. Der Vollständigkeit halber sei auf die Auswirkungen der Praxisände-
rung auf die Arbeitslosenversicherung hingewiesen. Für diese Versicherung
ist beitragspflichtig, wer massgebenden Lohn im Sinne von Art. 5 Abs. 2
AHVG bezieht (BGE 122 V 251 Erw. 2b mit Hinweisen). Eine Frau, die in
einem eheähnlichen Verhältnis mit einem Mann lebt, den gemeinsamen
Haushalt besorgt und von ihrem Partner Unterhaltsleistungen erhält, übt
nach bisheriger Praxis eine beitragspflichtige Beschäftigung aus (in BGE
123 V 219 nicht publizierte, in ARV 1998 Nr. 4 S. 26 wiedergegebene Erw.
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3a mit Hinweisen). Dieser Versicherungsschutz fällt bei Annahme von
Nichterwerbstätigkeit weg. Gemildert wird diese Konsequenz indessen
durch den auf den 1. Januar 1996 eingeführten Anrechnungstatbestand von
Erziehungszeiten Nichterwerbstätiger als Beitragszeit (Art. 13 Abs. 2bis

AVIG), der auch für Konkubinatspartnerinnen gilt (Nussbaumer, Arbeits-
losenversicherung, in: SBVR S. 71 Rz 180). (H 329/97)

I V. Medizinische Massnahmen /G e b u r t s g e b r e c h e n
Urteil des EVG vom 14. Januar 1999 i. Sa. G. B .

(Übersetzung aus dem Italienischen)

Gemäss Art. 1 Abs. 2 zweiter Satz GgV kann das Eidg. Departement
des Innern eindeutige Geburtsgebrechen, die nicht in der Liste im An-
hang enthalten sind, als Geburtsgebrechen im Sinne von Art. 13 IVG
bezeichnen. Diese Verordnungsbestimmung bezweckt, eine rasche
Anpassung an die Fortschritte der Medizin zu sichern und somit die
Anerkennung neuer Geburtsgebrechen als solche zu ermöglichen,
ohne eine Revision der entsprechenden Liste durch den Bundesrat ab-
zuwarten. Dies bedeutet aber nicht, dass das Departement jedes ein-
deutige Geburtsgebrechen, welches gemeldet wird und nicht im An-
hang zur GgV enthalten ist, als solches anerkennen muss.

Das Rubinstein-Taybi-Syndrom ist nicht geeignet, um als solches in
die Liste der vom IVG anerkannten Geburtsgebrechen aufgenommen
zu werden, und ist demzufolge auch nicht als eindeutig im Sinne von
Art. 1 Abs. 2 zweiter Satz GgV zu qualifizieren. Was das Rubinstein-
Taybi-Syndrom betrifft, darf namentlich davon ausgegangen werden,
dass seine Krankheitssymptome unter die Ziff. 123, 177, 313 und 342
GgV des Anhangs zur GgV fallen. 

A. Der 1984 geborenen G. B. wurden von der IV-Stelle Massnahmen
pädagogisch-therapeutischer Art, medizinische Massnahmen sowie Pflege-
beiträge infolge Hilflosigkeit schweren Grades zugesprochen. Mit Verfü-
gung vom 22. April 1992 wurden ihr Hilfsmittel sowie medizinische Einglie-
derungsmassnahmen für das Geburtsgebrechen gemäss Ziff. 425 des An-
hangs zur GgV, mit Wirkung ab dem 1. Januar 1992 bis zum 31. August 1995,
das heisst bis zum vollendeten 11. Altersjahr, zugesprochen.

Mit Verfügung vom 8. März 1995 lehnte die IV-Stelle weitere mit der
Myopie, unter der die Versicherte litt, zusammenhängende medizinische
Massnahmen ab, da die Mindestanforderungen für die Anerkennung eines
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Geburtsgebrechens gemäss Ziff. 425 des Anhangs zur GgV nach dem 11.
Altersjahr nicht erfüllt gewesen seien.

B. Die Betroffene hat – vertreten durch ihren Vater – vor der kantona-
len Rekursbehörde die Übernahme der Massnahmen zur Behandlung der
Myopie beantragt, da diese durch das Rubinstein-Taybi-Syndrom verur-
sacht worden sei.

Mit Urteil vom 14. Oktober 1997 hat die kantonale Rekursbehörde die
Beschwerde in dem Sinne gutgeheissen, dass sie die Sache trotz Bestätigung
der angefochtenen Verfügung an die IV-Stelle zurückwies, damit diese beim
Eidg. Departement des Innern ein Verfahren zur Anerkennung des Rubin-
stein-Taybi-Syndroms als Geburtsgebrechen einleite.

C. Mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde beantragt das BSV die Aufhe-
bung des Entscheides der kantonalen Rekursbehörde. Auf die Begründun-
gen wird, soweit erforderlich, in den nachfolgenden Erwägungen eingegan-
gen. 

G. B. lässt, weiterhin durch ihren Vater vertreten, auf Abweisung der
Verwaltungsgerichtsbeschwerde schliessen. Die IV-Stelle beantragt die
Gutheissung der Beschwerde.

Das EVG heisst die Verwaltungsgerichtsbeschwerde gut. Aus den Erwä-
gungen:

1a. Wie im angefochtenen Entscheid dargestellt, haben die Versicherten
gemäss Art. 13 Abs. 1 IVG bis zur Vollendung des 20. Lebensjahres An-
spruch auf die zur Behandlung von Geburtsgebrechen notwendigen medi-
zinischen Massnahmen. Gemäss Abs. 2 dieses Artikels bestimmt der Bun-
desrat auf dem Verordnungswege die Gebrechen, für welche diese Mass-
nahmen gewährt werden. Dieser kann die Leistung ausschliessen, wenn das
Gebrechen von geringfügiger Bedeutung ist. Die Geburtsgebrechen sind in
der Liste im Anhang zur GgV aufgeführt (Art. 3 IVV). Als Geburtsgebre-
chen im Sinne von Art. 13 IVG gelten Gebrechen, die bei vollendeter Ge-
burt bestehen (Art. 1 Abs. 1 GgV) und in der Liste im Anhang zur GgV auf-
geführt sind (Abs. 2) oder vom Eidg. Departement des Innern als eindeuti-
ge Geburtsgebrechen bezeichnet werden (Abs. 2 zweiter Satz).

b. Ziff. 425 des Anhangs zur GgV umschreibt im Besonderen – die Liste
im Anhang zur GgV betrifft im Kapitel XVII die Sinnesorgane – folgendes
Geburtsgebrechen: angeborene  Refraktionsanomalien mit Visusverminde-
rung auf 0,2 oder weniger an einem Auge (mit Korrektur) oder Visusver-
minderung an beiden Augen auf 0,4 oder weniger (mit Korrektur).
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Gemäss dem vom BSV herausgegebenen Kreisschreiben über die medi-
zinischen Eingliederungsmassnahmen [KSME] in der ab 1. Januar 1994 gül-
tigen Fassung, müssen Refraktionsanomalien (z. B. hochgradige Myopie
oder Astigmatismus) unter Ziff. 425 des Anhangs zur GgV eingereiht  wer-
den. Die Behandlung ist prinzipiell bis zum vollendeten 11. Altersjahr zu
übernehmen. Liess sich der Visus bis zu diesem Zeitpunkt nicht oder nur
unwesentlich verbessern, muss von einer Therapieresistenz ausgegangen
werden. In diesen Fällen kann die IV Brillen und ophthalmologische Kon-
trollen auch nach dem vollendeten 11. Altersjahr (jedoch maximal bis zur
Volljährigkeit) übernehmen, sofern die Visuskriterien zur Anerkennung
eines Geburtsgebrechens weiterhin erfüllt sind (Ziffer 425.1 und 425.2
KSME).

2a. Nach der Rechtsprechung kann das EVG (unselbständige) Verord-
nungen, die sich auf eine gesetzliche Delegation stützen, daraufhin über-
prüfen, ob sie sich an die Grenzen der dem Bundesrat im Gesetz einge-
räumten Befugnisse halten. Soweit der Wortlaut der gesetzlichen Delega-
tion relativ unpräzis ist und folglich ein sehr weiter Ermessenspielraum
vorliegt, kann das Gericht sein eigenes Ermessen nicht an die Stelle dessen
des Bundesrates setzen. Deshalb muss es sich auf die Prüfung beschränken,
ob die umstrittenen Verordnungsvorschriften offensichtlich aus dem Rah-
men der im Gesetz delegierten Kompetenzen herausfallen, ob sie objektiv
geeignet sind, die Zielsetzung des Gesetzes zu erreichen, oder ob sie aus
anderen Gründen verfassungs- oder gesetzwidrig sind. Demnach verstösst
eine vom Bundesrat verordnete Regelung dann gegen Art. 4 BV, wenn sie
sich nicht auf ernsthafte Gründe stützen lässt, wenn sie sinn- oder zwecklos
ist oder rechtliche Unterscheidungen trifft, die sich vernünftigerweise nicht
mit den tatsächlichen Verhältnissen rechtfertigen lassen. Gleiches gilt, wenn
die Verordnung es unterlässt, Unterscheidungen zu treffen, die richtiger-
weise hätten berücksichtigt werden sollen (vgl. BGE 123 II 44 Erw. 2b, 475
Erw. 4a; BGE 123 V 84 Erw. 4a = AHI-Praxis 1997 S. 256; BGE 122 V 93
Erw. 5a/bb mit Hinweisen).

b. Mit Art. 13 Abs. 2 IVG wurde dem Bundesrat die Kompetenz erteilt,
aus der Gesamtheit der Geburtsgebrechen im medizinischen Sinne jene
auszuwählen, für welche medizinische Massnahmen der IV zu gewähren
sind (Geburtsgebrechen im Rechtssinne des IVG; BGE 122 V 119 Erw.
3a/cc). Der Bundesrat verfügt vorliegend über einen weiten normativen Er-
messensspielraum, und er durfte sowohl die generelle Regel von Art. 1 GgV
als auch – wie im Falle einiger Gebrechen – spezielle Voraussetzungen auf-
stellen und dabei unter anderem Zwecke der Praktikabilität berücksichti-
gen (BGE 105 V 22 Erw. b = ZAK 1979 S. 434).
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Gemäss Art. 1 Abs. 2 zweiter Satz GgV kann das Eidg. Departement des
Innern eindeutige Geburtsgebrechen, die nicht in der Liste im Anhang ent-
halten sind, als Geburtsgebrechen im Sinne von Art. 13 IVG bezeichnen. Die-
se Verordnungsbestimmung bezweckt, eine rasche Anpassung an die Fort-
schritte der Medizin zu sichern und somit die Anerkennung neuer Geburts-
gebrechen als solcher zu ermöglichen, ohne eine Revision der
entsprechenden Liste durch den Bundesrat abzuwarten (vgl. ZAK 1965 S.
386). Dies bedeutet selbstverständlich nicht, dass das Departement jedes ein-
deutige Geburtsgebrechen, welches gemeldet wird und nicht im Anhang zur
GgV enthalten ist, als solches anerkennen muss. Wie dem Bundesrat steht
dem Departement in dieser Funktion tatsächlich ein weiter Ermessensspiel-
raum zu (Meyer-Blaser, Rechtsprechung des Bundesgerichts zum IVG, Art.
13, S. 100; unveröffentlichtes Urteil vom 27. Dezember 1995 in Sachen J., I
332/95), in dessen Anwendung es sich sowohl auf vertretbare Kriterien als
auch auf gewichtige und objektive Gründe zu stützen hat, so dass willkürliche
oder diskriminierende Ergebnisse vermieden werden (BGE 114 V 91 Erw.
2b; BGE 108 Erw. 3b; BGE 105 V 22 Erw. b  = ZAK 1979 S. 434 und BGE 105
V 258 Erw. 2 = ZAK 1980 S. 227; unveröffentlichtes Urteil vom 6. März 1998
in Sachen L., I 540/97, und 1. September 1987 in Sachen S., I 517/86).

3. G. B. leidet unter verschiedenen Störungen, unter anderem an einer
starken bilateralen Myopie (Visusverminderung zwischen 0,6 und 1 auf je-
dem Auge), welche nach Aussagen der Ärzte auf ein seltenes Syndrom, das
sogenannte Rubinstein-Taybi, zurückzuführen ist, an welchem sie seit Ge-
burt leidet. Es ist unbestritten, dass dieses Syndrom weder in der Liste der
Geburtsgebrechen im Anhang zur GgV aufgeführt ist noch bis anhin vom
Eidg. Departement des Innern als eindeutiges Geburtsgebrechen anerkannt
wurde.

Die Richter der Vorinstanz haben die Gründe, weshalb der Versicherten
für die Behandlung ihrer Myopie keine medizinischen Massnahmen gemäss
erwähnter Ziff. 425 des Anhangs zur GgV zugesprochen werden konnten,
bereits zutreffend dargelegt. Da die diagnostizierte Anomalie im Zeitpunkt,
als über die umstrittene Massnahme entschieden wurde (vgl. BGE 121 V
366 Erw. 1b), die Grenzen der in dieser Ziffer vorgegebenen Visusvermin-
derung nicht erreichte, konnten auch keine medizinischen Massnahmen ge-
währt werden. Insoweit haben die Richter die negative Verfügung der IV-
Stelle deshalb zu Recht geschützt. Dennoch warf die erstinstanzliche Re-
kursbehörde der Verwaltung vor, sie habe nicht geprüft, ob die beantragten
Leistungen nicht unmittelbar aufgrund des Rubinstein-Taybi-Syndroms zu-
gesprochen werden konnten. Indem sie Art. 1 Abs. 2 zweiter Satz GgV in
Erinnerung rief, forderte sie die Verwaltung auf, vor dem Eidg. Departe-



ment des Innern ein auf die Bezeichnung dieses Syndroms als Geburtsge-
brechen zielendes Verfahren einzuleiten.

Die Aufsichtsbehörde zeigte in ihrer Beschwerdeschrift die Grenzen
der richterlichen Prüfung von Verordnungsvorschriften auf und rügte die
der IV-Stelle auferlegte Verpflichtung, da das Syndrom, unter welchem die
Versicherte litt, seiner polysymptomatischen und als solcher nicht behan-
delbaren Natur wegen keine Aufnahme in der Liste im GgV Anhang fin-
den könne.

4. Nach einer sorgfältigen Prüfung ist den Beschwerdeanträgen zuzu-
stimmen.

a. Aus den ins Recht gelegten medizinischen Akten geht hervor, dass das
Rubinstein-Taybi-Syndrom eine Gesamtheit von Missbildungen beinhaltet,
die durch sehr verschiedenartige Störungen zum Ausdruck kommen, wie
durch Geistesschwäche und Wachstumsstörung, Mikrozephalie, Herzversa-
gen, Schädel-, Unterkiefer- und Gliedentstellung (vgl. auch Pschyrembel,
Klinisches Wörterbuch, Berli n/New York 1998, 258a Ausg., S. 1394). Dar-
aus folgt, dass dieses Gebrechen, je nachdem, ob sein Charakter vererblich
ist oder nicht, wie andere, vielfältige Symptome aufweisende Gebrechen,
die in ihrer Gesamtheit vorab keiner Behandlung zugänglich sind, wie Tri-
somie 21 (vgl. Ziffer 6, 10 und 390.2 KSME; vgl. BGE 114 V 24 Erw. 2c =
ZAK 1988 S. 461; unveröffentlichtes Urteil vom 30. Dezember 1994 in Sa-
chen J., I 196/94, und vom 22. Februar 1994 in Sachen K., I 257/93), das Pra-
der-Willi-, das Kallmann- und das Poland-Syndrom (vgl. Ziffer 10, 462 und
190 KSME), nicht geeignet sind, um als solche in die Liste der vom IVG an-
erkannten Geburtsgebrechen aufgenommen zu werden. Diese Gebrechen
sind demzufolge auch nicht als eindeutig im Sinne von Art. 1 Abs. 2 zweiter
Satz GgV zu qualifizieren (unveröffentlichtes Urteil vom 6. März 1998 in
Sachen L., I 540/97). Diese Liste stützt sich auf ein funktionales Kriterium,
und seine Systematik erlaubt es im offensichtlichen Interesse des Versicher-
ten, die einzelnen Symptome als solche unabhängig ihrer Ätiologie in Be-
tracht zu ziehen anstatt der Krankheit in ihrer Gesamtheit. Der Beschwer-
deführer betont richtigerweise, dass – wie in Fällen polysymptomatischer
Gebrechen – medizinische Massnahmen zur Behandlung der jeweiligen
Störungen unter der Bedingung zugesprochen werden können, dass diese
einzeln den Begriff des Geburtsgebrechens gemäss GgV Anhang erfüllen
und dass die Voraussetzungen der entsprechenden Ziffern gegeben sind
(vgl. Ziff. 6 und 10 KSME). Was das in Frage stehende Syndrom betrifft, ist
es vorstellbar, dass seine Symptome unter die Ziff. 123, 177, 313 und 342
GgV Anhang fallen.
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b. In casu ist insbesondere die Übernahme der Behandlung der Myopie
der Betroffenen streitig, welche gemäss den angehörten Ärzten auf das Ru-
binstein-Taybi-Syndrom zurückzuführen ist. 

Es ist nicht einzusehen, wie die IV-Stelle die Behandlung dieser Störung
übernehmen könnte, da die schon zitierten, von der Ziff. 425 des Anhangs
zur GgV geforderten Kriterien der Visusverminderung nicht erfüllt sind.
Gemäss Verordnungsvorschriften und zitierten Richtlinien – deren Gesetz-
mässigkeit dieses Gericht, wenn auch nicht genau in diesem Punkt, bereits
bestätigt hat (unveröffentlichtes Urteil vom 21. März 1983 in Sachen Z., I
642/81) – muss die von einer Refraktionsanomalie wie der Myopie verur-
sachte Sehschwäche unabhängig ihrer Ätiologie unter Ziff. 425 GgV An-
hang eingereiht werden (vgl. Randziffer 425.1 KSME). Richtigerweise be-
tont das BSV, dass der Autor der Liste der Geburtsgebrechen im Sinne des
IVG mit der hier geprüften Ziffer klar bezweckte, dass die Versicherung die
Behandlung eines bestimmten ophthalmologischen Krankheitsbildes in Ab-
hängigkeit von dessen Ursachen übernehmen muss. Es stünde demnach in
Widerspruch mit dem Sinn und Zweck einer solchen Regelung – deren
Gesetzmässigkeit nicht konkret in Frage gestellt und überdies von diesem
Gericht bereits festgestellt wurde (unveröffentlichtes Urteil vom 4. August
1988 in Sachen B., I 87/88; vgl. auch, sinngemäss, ZAK 1984 S. 347 Erw. 1c,
die Wortwahl der Ziff. 425 GgV Anhang betreffend, in Kraft bis zum 31. De-
zember 1985) – in Fällen, in denen ein Krankheitsbild gleichzeitig mit dem
Rubinstein-Taybi-Syndrom auftritt, dessen Behandlung zu übernehmen,
auch wenn die spezifischen reglementarischen Bedingungen für dieses Ge-
brechen (vgl. Erw. 1b) nicht gegeben sind.

5. Daraus erhellt, dass die fehlende Aufnahme des Rubinstein-Taybi-
Syndroms in der Liste der Geburtsgebrechen im Anhang zur GgV gemäss
der dargestellten Rechtsprechung (vgl. Erw. 2a/b) nicht als gesetzwidrig,
diskriminierend oder ungerechtfertigt betrachtet werden kann, sondern
sich im Gegenteil auf objektive und vertretbare Gründe stützt. Demzufolge
ist die Einleitung eines Anerkennungsverfahrens gemäss Art. 1 Abs. 2 zwei-
ter Satz GgV in Gutheissung der Rüge des BSV nicht anzuordnen. Das Ab-
sehen von einer solchen Anerkennung stellt keine Rechtsverweigerung
dar, weil sie sich nach dem Gesagten von vornherein als bedeutungslos
erweist (vgl. unveröffentlichtes Urteil vom 1. September 1987 in Sachen S.,
I 517/86). Der Entscheid der Vorinstanz muss insofern abgewiesen werden,
als er die Sache zum Zwecke nachträglicher Ermittlungen an die Verwal-
tung zurückwies. (I 544/97)
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I V. Hilfsmittel

Urteil des EVG vom 23. November 1998 i. Sa. E. R .

Art. 21 Abs. 1, Art. 26bis Abs. 1 und 2, Art. 27 Abs. 1 IVG; Art. 14
Abs. 1, Art. 24 Abs. 1 und 2 IVV; Ziff. 5.07 HVI-Anhang. Die vertrag-
lich realisierte Einschränkung des freien Wahlrechts für die Abgabe
und Anpassung der Hörgeräte auf Personen, die im Besitze des
Eidgenössischen Fachausweises als Hörgeräteakustiker oder eines
gleichwertigen vom BWA anerkannten ausländischen Ausweises
sind, ist bundesrechtskonform.

Bezieht ein Versicherter von einem nicht zugelassenen Akustiker
Hörgeräte, kommt die Austauschbefugnis nicht zur Anwendung, weil
es dabei nicht um den Austausch von Leistungsansprüchen, sondern
von Leistungserbringern (zugelassenen und nicht zugelassenen) geht.

A. Die 1945 geborene E. R. leidet an einer mittelgradigen, endogenen, sen-
sori-neuralen Schwerhörigkeit beidseits. Mit Anmeldung vom 26. April
1990 ersuchte sie die IV um Abgabe von Hörgeräten. Die Ausgleichskasse
sprach ihr am 8. November 1990 die leihweise Abgabe von zwei Hörgeräten
zu. Im März 1996 kaufte E. R. bei der Firma des fraglichen Hörgeräteakus-
tikers zwei Mini-«Im Ohr»-Hörgeräte zum Preise von Fr. 3000.– und er-
suchte die nunmehr zuständige IV-Stelle um Übernahme der Anschaf-
fungskosten. Nach Durchführung des Vorbescheidverfahrens wies die IV-
Stelle das Leistungsgesuch mit Verfügung vom 5. Juni 1996 ab. Zur Be-
gründung führte sie an, Hörgeräte könnten von der IV nur übernommen
werden, wenn sie von einem Vertragslieferanten angepasst würden. Der von
der Versicherten berücksichtigte Hörgeräteakustiker sei aber nicht Ver-
tragslieferant. 

B. Beschwerdeweise beantragte E. R., die IV sei zur Übernahme der
Kosten der beiden Hörgeräte zu verpflichten. Die erstinstanzliche Rekurs-
behörde zog den Tarifvertrag der IV mit verschiedenen Akustikervereini-
gungen vom 31. Juli 1995 bei und wies die Streitsache in Gutheissung der
Beschwerde mit Entscheid vom 12. Februar 1998 an die IV-Stelle zurück,
damit sie nach ergänzender Sachverhaltsabklärung im Sinne der Erwägun-
gen über den Anspruch auf Übernahme der Kosten für die Abgabe von zwei
Hörgeräten neu verfüge. Die erstinstanzliche Rekursbehörde erwog, dass
der Versicherten gestützt auf die Rechtsfigur der Austauschbefugnis ein
Anspruch auf Ersatz der Kosten der bei einem Nichtvertragslieferanten an-
geschafften Hörgeräte zustehe, falls sie im Zeitpunkt des Erlasses der ange-
fochtenen Verfügung Anspruch auf funktionell gleichartige, durch einen
Vertragslieferanten abgegebene oder angepasste Hörgeräte gehabt hätte.
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Dieser Anspruch lasse sich aber aufgrund der vorliegenden Akten nicht
beurteilen, weshalb die Streitsache zur ergänzenden Abklärung des ent-
scheidwesentlichen Sachverhalts an die Verwaltung zurückzuweisen sei. 

C. Mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde beantragt das BSV, der ange-
fochtene Entscheid sei aufzuheben. 

E. R. stellt in ihrer Vernehmlassung keinen Antrag, während die IV-Stel-
le auf Gutheissung der Verwaltungsgerichtsbeschwerde schliesst. 

Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde wird gutgeheissen. Aus den Erwä-
gungen:

1. Nach der Rechtsprechung des EVG stellt der Rückweisungsentscheid
einer kantonalen Rekursinstanz eine im Sinne von Art. 128 in Verbindung
mit Art. 97 Abs. 1 OG und Art. 5 VwVG mit Verwaltungsgerichts-
beschwerde an das EVG anfechtbare Endverfügung dar. Anfechtbar ist
grundsätzlich nur das Dispositiv, nicht aber die Begründung eines Entschei-
des. Verweist indessen das Dispositiv eines Rückweisungsentscheides aus-
drücklich auf die Erwägungen, werden diese zu dessen Bestandteil und ha-
ben, soweit sie zum Streitgegenstand gehören, an der formellen Rechtskraft
teil. Dementsprechend sind die Motive, auf die das Dispositiv verweist, für
die Behörde, an die die Sache zurückgewiesen wird, bei Nichtanfechtung
verbindlich. Beziehen sich diese Erwägungen auf den Streitgegenstand, ist
somit auch deren Anfechtbarkeit zu bejahen (BGE 120 V 237 Erw. 1a mit
Hinweis). Im vorliegenden Fall betreffen die Erwägungen, auf welche das
Dispositiv des vorinstanzlichen Rückweisungsentscheides verweist, den An-
spruch auf die beiden Hörgeräte. Zu dessen Beurteilung ordnete die erst-
instanzliche Rekursbehörde zusätzliche Sachverhaltsabklärungen an. Die
entsprechenden Erwägungen beziehen sich somit auf den Streitgegenstand
des vorinstanzlichen Verfahrens. Auf die Verwaltungsgerichtsbeschwerde
ist demgemäss einzutreten. 

2. Im Beschwerdeverfahren um die Bewilligung oder Verweigerung von
Versicherungsleistungen ist die Überprüfungsbefugnis des EVG nicht auf
die Verletzung von Bundesrecht einschliesslich Überschreitung oder Miss-
brauch des Ermessens beschränkt, sondern sie erstreckt sich auch auf die
Angemessenheit der angefochtenen Verfügung; das Gericht ist dabei nicht
an die vorinstanzliche Feststellung des rechtserheblichen Sachverhalts ge-
bunden und kann über die Begehren der Parteien zu deren Gunsten oder
Ungunsten hinausgehen (Art. 132 OG).

3a. Gemäss Art. 21 Abs. 1 IVG hat der Versicherte im Rahmen einer
vom Bundesrat aufzustellenden Liste Anspruch auf jene Hilfsmittel, deren
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er für die Ausübung der Erwerbstätigkeit oder der Tätigkeit in seinem Auf-
gabenbereich, für die Schulung, die Ausbildung oder zum Zwecke der funk-
tionellen Angewöhnung bedarf. Der Bundesrat hat in Art. 14 Abs. 1 IVV
die Befugnis zum Erlass der Hilfsmittelliste an das Departement des Innern
delegiert, welches gestützt darauf die Verordnung über die Abgabe von
Hilfsmitteln durch die IV vom 29. November 1976 (HVI) mit der im An-
hang aufgeführten Liste der Hilfsmittel erlassen hat, auf deren Abgabe die
Versicherten grundsätzlich Anspruch haben. Gemäss Ziff. 5.07 HVI-An-
hang steht den Versicherten der Anspruch auf Abgabe von Hörgeräten bei
Schwerhörigkeit zu, sofern das Hörvermögen durch ein solches Gerät nam-
haft verbessert wird und sie sich wesentlich besser mit der Umwelt verstän-
digen können. 

b. Gemäss Art. 26bis Abs. 1 IVG steht den Versicherten die Wahl unter
den medizinischen Hilfspersonen, den Anstalten und Werkstätten, die Ein-
gliederungsmassnahmen durchführen, sowie den Abgabestellen für Hilfs-
mittel frei, wenn sie den kantonalen Vorschriften und den Anforderungen
der Versicherung entsprechen. Der Bundesrat kann nach Anhören der Kan-
tone und der zuständigen Organisationen Vorschriften für die Zulassung
der in Abs. 1 von Art. 26bis IVG genannten Personen erlassen (Art. 26bis

Abs. 2 IVG). Analog dem freien Arztwahlrecht statuiert Art. 26bis Abs. 1
IVG u. a. auch mit Bezug auf die Abgabestellen für Hilfsmittel ein freies
Wahlrecht der Versicherten; doch ist dieses in weiterem Masse einge-
schränkt als jenes. Einerseits steht das Recht auf freie Wahl der Abgabe-
stelle für Hilfsmittel (und anderer Leistungserbringer) unter dem Vorbe-
halt, dass diese «den kantonalen Vorschriften und den Anforderungen der
Versicherung genügen» (Art. 26bis Abs. 1 letzter Halbsatz IVG). Anderseits
ist der Bundesrat gestützt auf die ihm in Art. 26 bis Abs. 2 IVG eingeräumte
Delegationskompetenz befugt, Vorschriften über die Zulassung von Abga-
bestellen für Hilfsmittel (und anderer Leistungserbringer) zu erlassen. Er
hat diese Kompetenz in Art. 24 Abs. 1 IVV an das Departement des Innern
übertragen, welches von dieser Subdelegation aber keinen Gebrauch ge-
macht hat. Der Vorbehalt der bundesrechtlichen Zulassungsvorschriften
gemäss Art. 26bis Abs. 2 IVG fällt daher im Bereich der Abgabe von Hilfs-
mitteln ausser Betracht.

c. Gemäss Art. 27 Abs. 1 IVG ist der Bundesrat befugt, mit der Ärzte-
schaft, den Berufsverbänden der Medizinalpersonen und den medizinischen
Hilfspersonen, den Anstalten und Werkstätten, die Eingliederungsmass-
nahmen durchführen, sowie den Abgabestellen für Hilfsmittel Verträge zu
schliessen, um die Zusammenarbeit mit den Organen der Versicherung zu
regeln und die Tarife festzulegen. Die Kompetenz zum Abschluss von Ver-
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trägen delegierte der Bundesrat in Art. 24 Abs. 2 IVV an das BSV. Die be-
ruflichen Mindestanforderungen, welche die vom Bundesamt gestützt auf
Art. 24 Abs. 2 IVV in Verbindung mit Art. 27 Abs. 1 IVG abgeschlossenen
Verträge enthalten, gehen folglich den Zulassungsvorschriften vor, die das
Departement aufgrund von Art. 24 Abs. 1 IVV in Verbindung mit Art. 26bis

Abs. 2 IVG erlassen kann (ZAK 1988 S. 90 Erw. 2b) und ersetzen diese, wo
das Departement wie im Bereich der Hilfsmittelabgabe keine solchen er-
lassen hat. Das in Art. 26bis Abs. 1 IVG hinsichtlich der Abgabestellen von
Hilfsmitteln (und anderer Leistungserbringer) statuierte freie Wahlrecht
der Versicherten steht somit unter dem zusätzlichen Vorbehalt der in einem
Vertrag festgelegten beruflichen Anforderungen. Diese gelten für alle Per-
sonen (und Stellen), welche Hilfsmittel abgeben, gleichgültig, ob sie dem
Vertrag beigetreten sind oder nicht.

4a. Das BSV hat mit verschiedenen Akustikervereinigungen den Ver-
trag vom 31. Juli 1995, in Kraft seit 1. September 1995*, geschlossen, der die
Abgabe von Hörgeräten im Rahmen des IVG regelt. In Art. 1 enthält die-
ser Vertrag unter anderem folgende Bestimmungen: «1.3 Zur Anpassung
und Abgabe von Hörgeräten sowie zur Durchführung der dazu nötigen Un-
tersuchungen und Messungen ist berechtigt, wer im Besitze des Eidgenössi-
schen Fachausweises als Hörgeräteakustiker oder eines gleichwertigen vom
BIGA anerkannten ausländischen Ausweises ist, die Bedingungen gemäss
dem Anhang zu diesem Tarifvertrag erfüllt und dem vorliegenden Vertrag
schriftlich und vorbehaltlos zugestimmt hat. 1.4 (. . .) 1.5 Um als Vertrags-
lieferant anerkannt zu werden, ist ein Gesuch beim Bundesamt für Sozial-
versicherung (BSV) einzureichen. Die Gesuche werden den Vereinigungen
zur Stellungnahme unterbreitet. In Zweifelsfällen wird das Gesuch der Pa-
ritätischen Vertrauenskommission (Ziffer 9) unterbreitet. Der Gesuchstel-
ler erhält vom BSV einen schriftlichen Bericht. Allfällige Kosten gehen zu
Lasten des Gesuchstellers.»

b. Die in dieser Weise vertraglich realisierte Einschränkung des freien
Wahlrechts für die Abgabe und Anpassung der Hörgeräte auf Personen, die
im Besitze des Eidgenössischen Fachausweises als Hörgeräteakustiker oder
eines gleichwertigen vom BIGA (ab 1. Januar 1998: Bundesamt für Wirt-
schaft und Arbeit [BWA]) anerkannten ausländischen Ausweises sind, ent-
spricht der dargelegten gesetzlichen Regelung und ist bundesrechts-
konform. Denn mit dem gesetzlich vorgesehenen System der vertraglich
anerkannten Abgabestellen von Hörgeräten soll eine qualitativ einwand-
freie und preiswürdige Hilfsmittelversorgung sichergestellt werden. Dieser
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Zweck der Beschränkung der Abgabe und Anpassung von Hörgeräten auf
anerkannte Vertragslieferanten liegt vorab im Interesse der Versicherten
selbst, da sie damit vor einer Hilfsmittelversorgung durch unqualifizierte
Personen und Unternehmungen zu überhöhten Preisen geschützt werden.
Die mit dem gesetzlich statuierten System der Hilfsmittelabgabe und -an-
passung durch vertraglich anerkannte Abgabestellen geschaffene Marktord-
nung ist überdies kartellrechtlich unbedenklich. Gemäss Art. 3 Abs. 1 lit. b
KG ist es zulässig, einzelne Unternehmen durch öffentlich-rechtliche Vor-
schriften mit besonderen Rechten auszustatten und diesen so eine Vorzugs-
stellung gegenüber den anderen Wettbewerbsteilnehmern einzuräumen. Die
damit verbundene Einschränkung der Handels- und Gewerbefreiheit (Art.
31 Abs. 1 BV) ist kartellrechtlich zulässig, solange mit einer öffentlich-recht-
lichen Bevorzugung bestimmter Unternehmen nicht diskriminierende Un-
gleichheiten geschaffen werden (Schmidhauser, Kommentar zum Schweize-
rischen Kartellgesetz, N 11 zu Art. 3 KG). Davon kann im vorliegenden
Zusammenhang keine Rede sein, da Massstab für die Zulassung als Ver-
tragslieferant von Hörgeräten die Erlangung des Eidgenössischen Fähig-
keitsausweises als Hörgeräteakustiker oder eines gleichwertigen ausländi-
schen Ausweises bildet. Zum Schutze öffentlicher Interessen, namentlich zur
Abwehr von Gefahren, die von bestimmten wirtschaftlichen Betätigungen
ausgehen, ist der freie Wettbewerb in zahlreichen Wirtschaftsbereichen
durch das Erfordernis eines Fähigkeitsausweises beschränkt; so bei den wis-
senschaftlichen Berufsarten im Sinne von Art. 33 Abs. 1 BV (Ärzte, Apo-
theker, Anwälte), im Gastgewerbe, im Taxigewerbe usw. (vgl. die Zusam-
menstellung bei Rhinow, Kommentar BV, Art. 31 N 197).

5. Es steht fest und ist unbestritten, dass der Akustiker, bei dem die Be-
schwerdegegnerin im März 1996 die Hörgeräte erwarb, nicht als Vertrags-
lieferant anerkannt und demgemäss nicht zur Abgabe von Hörgeräten im
Rahmen des IVG berechtigt ist. Er steht damit nicht in dem auf Vertrags-
lieferanten eingeschränkten Wahlrecht der Versicherten, weshalb für die
von ihm abgegebenen und angepassten Hörgeräte keine Leistungspflicht
der IV besteht. 

Entgegen der Ansicht der Vorinstanz kann aus der im IV-Recht gelten-
den Rechtsfigur der Austauschbefugnis nichts zugunsten der Beschwerde-
gegnerin abgeleitet werden: Im Hilfsmittelbereich der IV hat das EVG fol-
genden Grundsatz aufgestellt: Umfasst das vom Versicherten selber ange-
schaffte Hilfsmittel auch die Funktion eines ihm an sich zustehenden
Hilfsmittels, so steht einer Gewährung von Amortisations- und Kosten-
beiträgen nichts entgegen; diese sind alsdann auf der Basis der Anschaf-
fungskosten des Hilfsmittels zu berechnen, auf das der Versicherte an sich
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Anspruch hat (Austauschbefugnis; BGE 120 V 292 Erw. 3c; BGE 111 V 213
Erw. 2b = ZAK 1986 S. 184; BGE 107 V 93 = ZAK 1982 S. 379; ZAK 1988
S. 182 Erw. 2b; ZAK 1986 S. 527 Erw. 3a; Meyer-Blaser, Zum Verhält-
nismässigkeitsgrundsatz im staatlichen Leistungsrecht, Diss. Bern 1985,
S. 87 ff.; vgl. auch Art. 2 Abs. 5 HVI, in Kraft seit 1. Januar 1989). Zu Recht
weist das beschwerdeführende BSV darauf hin, dass die Austauschbefugnis
dann zum Tragen kommt, wenn zwei unterschiedliche, jedoch von der Funk-
tion her austauschbare Versicherungsleistungen in Frage stehen, setzt doch
die Austauschbefugnis nach der Rechtsprechung einen substitutionsfähigen
aktuellen gesetzlichen Leistungsanspruch voraus (vgl. BGE 120 V 280 Erw.
4). Im vorliegenden Fall sollen nicht Leistungsansprüche, sondern Leis-
tungserbringer (zugelassene und nicht zugelassene) ausgetauscht werden;
ein substitutionsfähiger Leistungsanspruch fehlt. Damit liegt kein Anwen-
dungsfall der Austauschbefugnis vor. Vor allem aber ist zu berücksichtigen,
dass bei der Abgabe und Anpassung von Hörgeräten das Wahlrecht zwin-
gend, das heisst anspruchsvoraussetzend, eingeschränkt ist (vgl. Erw. 4b).
Deswegen besteht für die Anwendung der Austauschbefugnis im vorliegen-
den Regelungsbereich kein Raum, würden doch ansonsten der zwingende
Charakter dieser Einschränkung und das mit dem in Art. 27 IVG statuier-
ten System verfolgte legislatorische Ziel – die Mindestanforderungen, de-
nen die Leistungserbringer gegebenenfalls zu genügen haben, und die Prei-
se vertraglich festzulegen – umgangen. (I 136/98)

I V. Invaliditätsbemessung / Invalideneinkommen
Urteil des EVG vom 24. März 1999 i. Sa. G.N .

Art. 28 Abs. 2 IVG. Müsste eine versicherte Person wegen ihrer Be-
hinderung eine Arbeit in einem neuen Betrieb aufnehmen, sind bei
der Bestimmung des hypothetischen Invalideneinkommens auch al-
lenfalls fehlende Dienstjahre zu berücksichtigen.

A. Der 1955 geborene G. N. war seit Februar 1972 als Gipser im Gipserge-
schäft X. tätig. Am 16. Juni 1974 erlitt er beim Fussballspiel ein Distorsi-
onstrauma des linken Kniegelenkes, welches zu verschiedenen Rückfällen
führte. Ab 17. August 1995 arbeitete der Versicherte aus gesundheitlichen
Gründen nur noch halbtags. Seit April 1996 geht er keiner Erwerbstätigkeit
mehr nach. Am 20. September 1995 meldete sich G. N. bei der IV zum Leis-
tungsbezug an. Die IV-Stelle zog die Akten der Schweizerischen Unfall-
versicherung bei. Zudem holte sie die Arbeitgeberauskünfte der Firma X.
vom 23. Oktober 1995 sowie die Berichte des Dr. med. A. vom 4. Oktober
1995, 1. Mai, 19. August und 5. November 1996 und des Dr. med. B. von der
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nephrologischen Abteilung des Spitals Y. vom 5. Mai 1997 ein. Nach Prü-
fung der beruflichen Wiedereingliederung und Durchführung des Vorbe-
scheidverfahrens sprach sie G. N. mit Verfügung vom 14. August 1997 mit
Wirkung ab 1. Oktober 1995 bei einem Invaliditätsgrad von 40% eine Vier-
telsrente zu. 

B. Die dagegen erhobene Beschwerde wies die erstinstanzliche Rekurs-
behörde mit Entscheid vom 30. Juli 1998 ab. 

C. Mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde lässt G. N. die Aufhebung des
vorinstanzlichen Entscheids und die Rückweisung der Sache zur Neubeur-
teilung an die IV-Stelle beantragen. Während die IV-Stelle auf Abweisung
der Verwaltungsgerichtsbeschwerde schliesst, verzichtet das BSV auf eine
Vernehmlassung. 

Das EVG weist die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ab. Aus den Erwä-
gungen:

1. Die kantonale Rekursbehörde hat die massgebenden gesetzlichen Be-
stimmungen über den Umfang (Art. 28 Abs. 1 und 1bis IVG) und den Beginn
des Rentenanspruchs (Art. 29 IVG) sowie die Invaliditätsbemessung bei
Erwerbstätigen nach der Einkommensvergleichsmethode (Art. 28 Abs. 2
IVG) zutreffend dargelegt. Darauf kann verwiesen werden. Richtig sind
auch die Ausführungen über die Bedeutung der ärztlichen Schätzungen der
Arbeitsfähigkeit im Rahmen der Ermittlung des Invaliditätsgrades (BGE
115 V 134 Erw. 2; BGE 114 V 314 Erw. 3c; BGE 105 V 158 Erw. 1 = ZAK
1980 S. 282). 

2. Gemäss Austrittsbericht der Rehaklinik Z. vom 28. Februar 1997 leidet
der Beschwerdeführer an einer traumatischen Ablösung des medialen
Meniskus vom Bandapparat im mittleren Abschnitt mit verstärkter Mobi-
lität des lateralen Meniskus und vorderer Kreuzbandruptur links. Als weite-
re Diagnosen wurden eine Niereninsuffizienz bei segmental-fokaler Glome-
rolosklerose, Hyperprolaktinämie, Adipositas und Nikotinabusus erwähnt.
Bei der Beurteilung der dem Beschwerdeführer verbliebenen Arbeitsfähig-
keit ist die Vorinstanz gestützt auf den Bericht des Orthopäden Dr. med. A.
vom 19. August 1996, den medizinischen Austrittsbericht der Rehaklinik Z.
vom 28. Februar 1997 und deren Bericht über das Ergebnis der beruflichen
Abklärungen vom 4. März 1997 zu Recht davon ausgegangen, dass ihm die
Ausübung seines früheren Berufes als angelernter Gipser nicht mehr zumut-
bar, er aber in einer angepassten Tätigkeit ganztägig arbeitsfähig sei, wobei
eine leichte Hilfsarbeit abwechselnd sitzend/stehend in Frage komme, bei
welcher gelegentlich Pausen einzulegen seien und keine Lasten über 5 bis 10
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kg gehoben oder getragen werden müssten. Soweit in der Verwaltungs-
gerichtsbeschwerde geltend gemacht wird, die Rekursbehörde habe das im
kantonalen Beschwerdeverfahren erstmals aufgelegte Zeugnis des Dr. med.
C. vom 8. September 1997, gemäss welchem «seit der letzten IV-Beurtei-
lung» zusätzlich ein Rückenleiden aufgetreten ist, zu Unrecht als das hängi-
ge Verfahren nicht beeinflussend bezeichnet, kann ihm nicht beigepflichtet
werden. Denn der Sozialversicherungsrichter beurteilt die Rechtmässigkeit
der Verwaltungsverfügungen nach ständiger Rechtsprechung in der Regel
nach dem Sachverhalt, der bis zum Zeitpunkt des Verfügungserlasses einge-
treten war, weshalb Tatsachen, die jenen Sachverhalt seither verändert ha-
ben, im Normalfall Gegenstand einer neuen Verwaltungsverfügung sein sol-
len (BGE 121 V 366 Erw. 1b mit Hinweis). Entgegen den Vorbringen des Be-
schwerdeführers lässt aufgrund des Wortlauts des medizinischen Attests
nichts darauf schliessen, dass ein Rückenleiden bereits vor Verfügungserlass
die Arbeitsfähigkeit beeinflusst hätte. Der Arzt schlägt denn auch selber die
Neubeurteilung im Rahmen eines Revisionsverfahrens vor, welches zu ver-
langen dem Beschwerdeführer frei steht. Die bei den Akten liegenden me-
dizinischen Unterlagen geben über die Verhältnisse bis zum massgebenden
Zeitpunkt des Erlasses der Verwaltungsverfügung vom 14. August 1997 zu-
verlässig Aufschluss, weshalb sich die beantragten zusätzlichen Abklärungen
erübrigen. Insbesondere ist in der Beurteilung des Dr. med. A. vom 19. Au-
gust 1996 und jener vom 5. November 1996 sowie den Schlussfolgerungen
der Rehaklinik Z. kein Widerspruch zu erblicken. Der Orthopäde bringt in
seinem Ergänzungsbericht lediglich zum Ausdruck, dass seiner Ansicht nach
die Arbeitsfähigkeit durch die Adipositas, internmedizinische Probleme, das
Knieleiden sowie zusätzlich durch eine vom Hausarzt erwähnte Nieren-
insuffizienz eingeschränkt werde, was dann allerdings aus nephrologischer
Sicht am 5. Mai 1997 nicht bestätigt wurde. Des Weitern ist der Vorinstanz
beizupflichten, dass die Bemerkung im medizinischen Austrittsbericht der
Rehaklinik Z., wonach eine verwertbare Arbeitsfähigkeit in der freien Wirt-
schaft nicht mehr gegeben sei, sich auf die Tätigkeit als Gipser beziehen
muss, da ansonst in der Tat nicht ersichtlich ist, weshalb nach Feststellung der
Ärzte einfachste manuelle Tätigkeiten in sitzender Position mit Pausen zwi-
schendurch ganztags ausgeführt werden können. Anders wäre zudem auch
die Auffassung des Berufsberaters der Rehaklinik nicht erklärbar, welcher
industrielle Arbeiten (Stanzen, Bohren, Sortierarbeiten am Fliessband, Ma-
schinenüberwacher), bei denen der Versicherte abwechslungsweise sitzend
oder stehend arbeiten kann, ganztags als zumutbar erachtet. 

3a. Im Rahmen des für die Bestimmung des Invaliditätsgrades vorzu-
nehmenden Einkommensvergleichs (Art. 28 Abs. 2 IVG) stellte die Re-



kursbehörde bei der Festlegung des ohne Invalidität mutmasslich reali-
sierbaren Lohnes auf das gemäss Auskunft der letzten Arbeitgeberfirma
vom 23. Oktober 1995 im Jahre 1995 bezogene Gehalt von Fr. 31.40 in der
Stunde ab. Wird dieser Stundenlohn auf das Monatseinkommen umge-
rechnet, resultiert bei der betriebsüblichen Arbeitszeit gemäss Arbeitge-
berauskunft von 8,5 Stunden pro Tag und 21,7 Arbeitstagen im Monat
(vgl. Art. 40b AVIV) ein Monatslohn von Fr. 5792.– im Jahr 1995. Wie der
Beschwerdeführer richtig darlegt, ist beim Valideneinkommen – entspre-
chend dem Vorgehen beim Invalideneinkommen – der Nominallohnent-
wicklung im Jahre 1996 von 1,3% (Die Volkswirtschaft, 1998 Heft 1, An-
hang S. 28, Tabelle B 10.2) Rechnung zu tragen, was die Vorinstanz über-
sehen zu haben scheint. Damit resultiert ein Monatseinkommen von
Fr. 5867.–. Da der Beschwerdeführer bei seinem ehemaligen Arbeitgeber
zudem Anspruch auf einen 13. Monatslohn hatte, ist dieser bei der Be-
rechnung des Validenlohnes ebenfalls zu berücksichtigen (vgl. ZAK 1989
S. 457 Erw. 3a), womit sich dieses auf jährlich Fr. 76 271.– beläuft. 

b. Zur Ermittlung des vom Beschwerdeführer trotz seiner gesundheit-
lichen Beeinträchtigung zumutbarerweise noch erzielbaren Einkommens
zogen Verwaltung und Vorinstanz die Schweizerische Lohnstrukturerhe-
bung 1994 des Bundesamtes für Statistik bei, gemäss welcher sich der Zen-
tralwert für die mit einfachen und repetitiven Aufgaben (Anforderungs-
niveau 4) beschäftigten Männer im privaten und öffentlichen Sektor (bei
einer wöchentlichen Arbeitszeit von 40 Stunden) auf Fr. 4225.– belief
(Tabelle A 1.3.1). Auf der Basis von durchschnittlich 41,9 wöchentlichen
Arbeitsstunden und in Berücksichtigung der Nominallohnerhöhung von
je 1,3% in den Jahren 1995 und 1996 (Die Volkswirtschaft, 1998 Heft 1,
Anhang S. 27 f., Tabellen B 9.2 und B 10.2) beträgt das Einkommen 1996
monatlich Fr. 4541.– oder Fr. 54 492.– im Jahr. Geht man mit dem Be-
schwerdeführer davon aus, dass zwar Arbeiten in Industrie und Gewerbe,
nicht jedoch im öffentlichen Sektor möglich sind, ergibt sich aufgrund von
Tabelle A 1.1.1 der LSE 1994 (Zentralwert für die mit einfachen und re-
petitiven Aufgaben beschäftigten Männer im privaten Sektor) ein Betrag
von Fr. 4127.–, was bei Annahme einer betriebsüblichen durchschnittli-
chen Arbeitszeit von 41,9 Stunden ein Gehalt von monatlich Fr. 4323.– er-
gibt. Unter Aufrechnung der Nominallohnentwicklung entspricht dies
1996 Fr. 4436.– oder Fr. 53 232.– im Jahr. Zu berücksichtigen gilt es sodann,
dass gesundheitlich beeinträchtigte Personen, die selbst bei leichten Hilfs-
arbeitertätigkeiten behindert sind, im Vergleich zu voll leistungsfähigen
und entsprechend einsetzbaren Arbeitnehmern lohnmässig benachteiligt
sind und deshalb in der Regel mit unterdurchschnittlichen Lohnansätzen
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rechnen müssen (BGE 124 V 321 ff. Erw. 3b/bb = AHI 1999 S. 50; BGE 114
V 310, nicht veröffentlichte Erw. 4b; AHI 1998 S. 175 Erw. 3a). Dieser Ab-
zug erfolgt sowohl bei Versicherten, welche vollzeitig eine ihrer Behinde-
rung angepasste Arbeit ausüben, als auch bei bloss teilzeitig einsetzbaren
Versicherten (ZAK 1989 S. 458 Erw. 3b). Wird von einem unter den Wer-
ten der Lohnstrukturerhebung des Bundesamtes für Statistik liegenden
Lohnansatz ausgegangen, ist die Reduktion in jedem konkreten Einzelfall
aufgrund der tatsächlichen Behinderung im noch möglichen Betätigungs -
bereich zu bestimmen und nicht generell ein 25%-iger Abzug vorzuneh-
men (AHI 1998 S. 177 Erw. 3a). So wurde beispielsweise die Annahme ei-
nes gegenüber dem statistischen Tabellenlohn um lediglich 10% vermin-
derten Einkommens bei einem Versicherten, der leichte Hilfsarbeiten
ohne weitere Einschränkungen noch halbtags verrichten kann, als ange-
messen bezeichnet (vgl. AHI 1998 S. 177 Erw. 3a; Meyer-Blaser, Bundes-
gesetz über die Invalidenversicherung, Zürich 1997, S. 210; vgl. auch Jürg
Scheidegger, Rechtliche Rahmenbedingungen für die Verwendung von
Tabellenlöhnen bei der Invaliditätsgradermittlung, in: Rechtsfragen der
Invalidität in der Sozialversicherung, St. Gallen 1999, S. 113). Im vorlie-
genden Fall gilt es zusätzlich die Tatsache in Rechnung zu stellen, dass der
Beschwerdeführer mehr Pausen als ein gesunder Arbeiter benötigt. Des
Weitern weist der Beschwerdeführer zu Recht darauf hin, dass eine versi-
cherte Person nach dem gesundheitlich bedingten Verlust der bisherigen
Stelle in einer angepassten Tätigkeit insofern keinen allgemeinen Durch-
schnittslohn erzielen kann, als dass der ihr offen stehende Arbeitsmarkt le-
diglich derjenige für Personen ist, welche in einem Betrieb neu anfangen
(vgl. LSE S. 81 ff.). Allerdings nimmt im privaten Sektor die Bedeutung
der Dienstjahre ab, je niedriger das Anforderungsprofil ist (LSE S. 21).
Ein Abzug in Höhe von 25% vom Tabellenlohn, wie ihn Verwaltung und
Vorinstanz vorgenommen haben, erscheint daher vorliegend unter Be-
rücksichtigung aller Umstände als angemessen. Daraus resultiert ein jähr-
liches hypothetisches Invalideneinkommen von Fr. 40 869.– (privater und
öffentlicher Sektor) oder Fr. 39 924.– (privater Sektor) und demzufolge ein
Invaliditätsgrad von rund 47%. Der angefochtene Entscheid ist folglich im
Ergebnis nicht zu beanstanden. (I 593/98)
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I V. Rechtspflege; Parteientschädigung
Urteil des EVG vom 26. Februar 1999 i. Sa. M. F.

Art. 4 Abs. 1 BV; Art. 85 Abs. 2 lit. f AHVG; Art. 69 IVG. Ob und unter
welchen Voraussetzungen ein Anspruch auf Parteientschädigung be-
steht, beurteilt sich im AHV/ IV-Bereich nach Bundesrecht, deren Be-
messung hingegen nach kantonalem Recht.

Die erstinstanzliche Rekursbehörde spricht bei freiberuflich täti-
gen Anwälten eine nach einem Stundenansatz von Fr. 160.– bemesse-
ne Parteientschädigung zu, bei Vertretung durch einen beim Schwei-
zerischen Invaliden-Verband (SIV) angestellten Anwalt hingegen be-
misst sich die Entschädigung nach einem Ansatz von Fr. 100.– pro
Stunde. Dies vermag vor dem Willkürverbot gemäss Art. 4 Abs. 1 BV
standzuhalten.

A. Mit Verfügung vom 3. September 1997 sprach die IV-Stelle der 1974 ge-
borenen M. F. einen Betrag von Fr. 65 444.25 an invaliditätsbedingte Mehr-
kosten für den Hausumbau zu. 

B. Die Versicherte, vertreten durch den Schweizerischen Invaliden-Ver-
band (SIV), liess hiegegen Beschwerde erheben. Mit Wiedererwägungsver-
fügung vom 6. November 1997 hob die IV-Stelle die angefochtene Verfü-
gung auf und gab M. F.s Rechtsbegehren auf Übernahme von Fr. 67 844.25
vollumfänglich statt. Demzufolge schrieb die erstinstanzliche Rekursbehör-
de den Prozess als gegenstandslos ab und sprach M. F. eine Parteientschädi-
gung von Fr. 500.– zu Lasten der IV-Stelle zu (Verfügung vom 12. Novem-
ber 1997). Ein Erläuterungsbegehren wies die erstinstanzliche Rekursbe-
hörde mit Verfügung vom 25. November 1997 ab.

C. M. F. lässt, erneut vertreten durch den SIV, Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde führen und beantragen, es sei ihr eine angemessen erhöhte Par-
teientschädigung für das kantonale Verfahren zuzusprechen. Die erstin-
stanzliche Rekursbehörde äussert sich in ablehnendem Sinn zur Sache,
ohne einen ausdrücklichen Antrag zu formulieren. Die IV-Stelle verzichtet
auf eine Vernehmlassung, während das BSV sich nicht vernehmen lässt. 

Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde wird abgewiesen. Aus den Erwä-
gungen:

1a. Im vorliegenden Fall ist einzig streitig, ob der Beschwerdeführerin
vor der erstinstanzlichen Rekursbehörde eine zu geringe Parteientschädi-
gung zugesprochen worden ist. 

b. Der Entscheid der Vorinstanz entspricht dem Verfügungsbegriff im
Sinne von Art. 5 VwVG (Art. 98 lit. g OG). Ferner beruht der Entschädi-
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gungsanspruch in Beschwerdesachen der IV gemäss Art. 69 IVG in Ver-
bindung mit Art. 85 Abs. 2 lit. f AHVG auf öffentlichem Recht des Bun-
des, so dass ein Entscheid der kantonalen Behörden über die Partei-
entschädigung mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde angefochten werden
kann (Umkehrschluss aus Art. 101 lit. b OG in Verbindung mit Art. 97
Abs. 1, 98 lit. g sowie Art. 128 OG). Infolgedessen ist auf die vorliegende
Verwaltungsgerichtsbeschwerde praxisgemäss einzutreten (SVR 1995 IV
Nr. 51 S. 143 Erw. 1b; BGE 114 V 85 Erw. 1 = ZAK 1988 S. 516; ZAK 1980
S. 122 f. Erw. 2). 

2. Da es sich bei der angefochtenen Verfügung nicht um die Bewilli-
gung oder Verweigerung von Versicherungsleistungen handelt, hat das
EVG nur zu prüfen, ob der vorinstanzliche Richter Bundesrecht verletzt
hat, einschliesslich Überschreitung oder Missbrauch des Ermessens, oder
ob der rechtserhebliche Sachverhalt offensichtlich unrichtig, unvollständig
oder unter Verletzung wesentlicher Verfahrensbestimmungen festgestellt
worden ist (Art. 132 in Verbindung mit Art. 104 lit. a und b sowie Art. 105
Abs. 2 OG).

3a. Gemäss Art. 85 Abs. 2 lit. f AHVG hat der obsiegende Beschwerde-
führer Anspruch auf Ersatz der Kosten der Prozessführung und Vertretung
vor der kantonalen Rekursbehörde nach gerichtlicher Festsetzung. Ob und
unter welchen Voraussetzungen ein Anspruch auf Parteientschädigung be-
steht, beurteilt sich somit nach Bundesrecht. Dieses enthält jedoch im
AHV-Bereich – und damit auch im IV-Bereich, in welchem die Vorschriften
des AHVG laut Art. 69 IVG sinngemäss anwendbar sind – keine Bestim-
mung über die Bemessung der Parteientschädigung und insbesondere kei-
nen Tarif. Die Regelung dieser Frage ist dem kantonalen Recht überlassen.
Mit diesem hat sich das EVG grundsätzlich nicht zu befassen (Art. 128 OG
in Verbindung mit Art. 97 Abs. 1 OG und Art. 5 Abs. 1 VwVG). Es darf die
Höhe einer Parteientschädigung nur daraufhin überprüfen, ob die Anwen-
dung der für ihre Bemessung einschlägigen kantonalen Bestimmungen zu
einer Verletzung von Bundesrecht geführt hat (Art. 104 lit. a OG). Dabei
hat es befunden, dass in diesem Bereich «praktisch» nur das Willkürverbot
des Art. 4 Abs. 1 BV in Betracht fällt (BGE 114 V 86 Erw. 4a mit Hinwei-
sen = ZAK 1988 S. 516; vgl. auch BGE 117 V 405 Erw. 2a). Nach der Recht-
sprechung ist eine Entschädigung dann willkürlich, wenn sie eine Norm
oder einen klaren unumstrittenen Rechtsgrundsatz offensichtlich schwer
verletzt, sich mit sachlichen Gründen schlechthin nicht vertreten lässt oder
in stossender Weise dem Gerechtigkeitsgedanken zuwiderläuft (BGE 110 V
364 = ZAK 1985 S. 173). Willkür kann in zwei Erscheinungsformen auftre-
ten, nämlich als klare und schwere Verletzung kantonalen Rechts über die
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Bemessung der Parteientschädigung oder als schlechthin unhaltbare Betäti-
gung in dem vom bundes- und kantonalen Recht eröffneten Ermessensbe-
reich (RKUV 1993 Nr. U 172 S. 143 Erw. 4b).

b. Praxisgemäss ist dem erstinstanzlichen Richter bei der Bemessung der
Parteientschädigung ein weiter Ermessensspielraum einzuräumen (BGE
114 V 87 Erw. 4b = ZAK 1988 S. 516; BGE 111 V 49 = ZAK 1985 S. 482 und
BGE 110 V 365 = ZAK 1985 S. 173). Ermessensmissbrauch liegt vor, wenn
die Behörde zwar im Rahmen des ihr eingeräumten Ermessens bleibt, sich
aber von unsachlichen, dem Zweck der massgebenden Vorschriften frem-
den Erwägungen leiten lässt oder allgemeine Rechtsprinzipien, wie das Ver-
bot der Willkür oder der rechtsungleichen Behandlung, das Gebot von Treu
und Glauben oder den Grundsatz der Verhältnismässigkeit verletzt (BGE
114 V 87 Erw. 4b = ZAK 1988 S. 516; BGE 110 V 365 = ZAK 1985 S. 173;
Imboden/Rhinow, Schweizerische Verwaltungsrechtsprechung, 5. Aufl.,
Bd. I, S. 417). 

4a. Die Vorinstanz sprach der Beschwerdeführerin eine Parteientschädi-
gung von Fr. 500.– zu. Gemäss Verfügung vom 25. November 1997 beruht
dieser Betrag auf einem anrechenbaren Zeitaufwand von 5 Stunden, welche
mit einem Ansatz von Fr. 100.– entschädigt wurden. In ihrer Vernehmlas-
sung erklärt die Vorinstanz, dass sie diesen Stundentarif für Vertretungen
durch Nichtanwälte, wie Treuhänder oder Rechtsberater, anwende. Dersel-
be Ansatz gelte auch bei Vertretung durch Verbände und Rechtsschutzver-
sicherungen, sofern diese die Versicherten als Institution verträten, und zwar
unabhängig davon, ob ein Rechtsanwalt oder eine Rechtsanwältin, ein Jurist
oder eine Juristin oder eine Person ohne juristische Ausbildung für den Ver-
band oder die Rechtsschutzversicherung zeichne. Bei freiberuflich tätigen
Anwälten hingegen werde ein Stundenansatz von Fr. 160.– gewährt, ebenso
dann, wenn Verbände oder Institutionen einen freiberuflichen Anwalt be-
auftragten. Dies rechtfertige sich deshalb, weil Verbände und Institutionen
nicht den strengen Vorschriften des Anwaltsgesetzes unterständen, bei Ver-
letzung von Anwaltsvorschriften nicht disziplinarisch bestraft werden könn-
ten und es einzig von deren interner Organisation abhänge, ob Anwälte und
Anwältinnen oder andere Fachleute für sie zeichneten. In Verbänden ange-
stellte Anwälte und Anwältinnen trügen daher gegenüber den Klienten kei-
ne höhere Verantwortung als Fachleute ohne juristische Ausbildung. Sodann
sei die Kostenstruktur bei Verbänden und Rechtsschutzversicherungen an-
ders gelagert als bei freiberuflich tätigen Anwältinnen und Anwälten. Denn
solche Institutionen könnten das Kostenrisiko mehr oder weniger stark
durch Beiträge, Subventionen und Prämien mindern, während freiberufliche
Anwälte einzig durch Rechnungsstellung zu Einnahmen kämen. 



b. Demgegenüber erachtet es der SIV als eine mit Art. 4 BV nicht ver-
einbare Ungleichbehandlung, dass bei den von Verbänden angestellten An-
wälten nicht derselbe Tarif angewendet werde wie bei freiberuflich tätigen.
Das EVG habe in BGE 122 V 280 = AHI-Praxis 1997 S. 33 erkannt, dass es
sich im Falle des SIV rechtfertige, dieselben Ansätze zu verwenden, wie sie
für freiberufliche Anwälte gälten. 

c. Das EVG hat zwar in BGE 122 V 280 = AHI-Praxis 1997 S. 33 für den
SIV denselben Tarif wie für freiberufliche Anwälte verwendet. Doch ist zu
beachten, dass diese Entschädigung in einem letztinstanzlichen Prozess zu-
gesprochen wurde, der nicht kantonalen Entschädigungstarifen unterstand.
Daraus lässt sich nicht ableiten, dass kantonale Tarife für angestellte wie für
freiberufliche Anwälte zwingend dieselben Ansätze anwenden müssen. An-
gesichts des grossen Ermessensspielraums der kantonalen Instanzen bei der
Festsetzung der Parteientschädigung ist nicht auszuschliessen, dass auch ein
anders ausgestaltetes Tarifsystem als dasjenige des EVG im beschränkten
Rahmen der Willkürprüfung vor Art. 4 Abs. 1 BV standzuhalten vermag.
Eine unterschiedliche Entschädigung von bei Verbänden angestellten An-
wälten einerseits und von freiberuflich tätigen anderseits muss nicht von
vornherein willkürlich sein. Vielmehr ist zu prüfen, ob sich für eine derarti-
ge Differenzierung stichhaltige Argumente finden lassen. 

d. Der Vorinstanz ist beizupflichten, dass von Verbänden angestellte An-
wälte nicht denselben strengen Vorschriften unterstehen wie ihre freiberuf-
lich tätigen Kollegen. Dies gilt insbesondere für die Möglichkeiten diszipli-
narischer Sanktionen, denen die Institutionen als juristische Personen nicht
unterstehen. Sodann trifft zu, dass bei Verbänden je nach deren interner Or-
ganisation auch nichtjuristische Fachleute die Vertretung übernehmen. In-
sofern ist die Situation nicht dieselbe wie in denjenigen Fällen, da Verbän-
de aussenstehende, freiberufliche Anwälte mit der Führung eines bestimm-
ten Rechtsstreits beauftragen. Auch das Argument der unterschiedlichen
Kostenstruktur bei Verbänden und Rechtsschutzversicherungen einerseits
und freiberuflichen Anwälten anderseits ist nicht von der Hand zu weisen.
Verbände decken ihre Kosten nicht nur über die Einnahmen aus Rechts-
streitigkeiten, sondern zusätzlich über Mitgliederbeiträge, Subventionen,
Spenden und andere Einnahmequellen. Sie bieten ihren Mitgliedern oft
noch andere Dienstleistungen als bloss diejenige der kostengünstigen oder
unentgeltlichen Rechtsvertretung an, was sich wiederum auf ihre finan-
zielle Gesamtsituation auswirkt. Rechtsschutzversicherungen können über
eine entsprechende Prämienkalkulation ihre Finanzen ebenfalls im Gleich-
gewicht zu halten versuchen. Dagegen ist der freiberuflich tätige Anwalt zu-
mindest grösstenteils auf Einnahmen aus seinen Mandaten angewiesen. Mit
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diesen muss er seine Kanzlei mit allen damit zusammenhängenden Kos-
ten finanzieren. Er kann nicht mit einer Absicherung seines Kostenrisikos
durch Mitgliederbeiträge, Prämien oder dergleichen rechnen. Er trägt da-
mit nicht nur eine grössere Verantwortung, sondern auch ein grösseres fi-
nanzielles Risiko als Verbände und Rechtsschutzversicherungen. 

e. Das Bundesgericht hat sich in BGE 120 Ia 170 Erw. 3a von ähnlichen
Überlegungen leiten lassen und es nicht als willkürlich erachtet, einer Par-
tei nicht die übliche Partei-, sondern lediglich eine Umtriebsentschädigung
zuzusprechen, weil sie durch einen bei einer Rechtsschutzversicherung an-
gestellten Anwalt vertreten wurde. Auch das Bundesgericht wies darauf hin,
dass angestellte Anwälte nicht denselben Berufsvorschriften unterstehen
wie freiberuflich tätige. So dürfen die ersteren beispielsweise im Namen ih-
rer Arbeitgeberfirma uneingeschränkt Werbung betreiben und die Infra-
struktur der Versicherungsgesellschaft benutzen. Sie werden von dieser für
ihre Arbeit angemessen entschädigt. Die kantonalen Tarifordnungen sind
aber auf die Entschädigung freiberuflicher Rechtsanwälte zugeschnitten,
für welche das Honorar die einzige Einnahmequelle darstellt. Solche An-
wälte führen in der Regel Mandate von unterschiedlicher finanzieller Be-
deutung aus und haben höhere Infrastrukturkosten. Dies rechtfertigt eine
unterschiedliche Entschädigung der beiden Gruppen von Anwälten. Zu-
sammenfassend kommt das Bundesgericht zum Schluss (BGE 120 Ia 171
Erw. 3b), dass kein verfassungsmässiger Anspruch darauf besteht, die Ent-
schädigung der im konkreten Fall betroffenen Anwältin nach der kantona-
len Tarifordnung zu bemessen. Diese war daher individuell zu ermitteln.

f. Aus dem Gesagten folgt, dass es sachlich nachvollziehbare und ver-
nünftige Gründe für die von der erstinstanzlichen Rekursbehörde gehand-
habte Entschädigungspraxis gibt. Der angefochtene Entscheid hält sich so-
mit in dem vom Bundesrecht zugestandenen Ermessensbereich. Auch eine
klare und schwere Verletzung des kantonalen Rechts liegt nicht vor, räumt
doch der von der Vorinstanz angewendete Art. 34 Abs. 1 des Gesetzes über
das Sozialversicherungsgericht dem Richter ebenfalls einen weiten Ermes-
sensspielraum ein. Der angefochtene Entscheid vermag daher einer Will-
kürprüfung standzuhalten. 

5. Da es vorliegend nicht um die Bewilligung oder Verweigerung von
Versicherungsleistungen geht, ist das Verfahren kostenpflichtig (Art. 134
OG e contrario). Die unterliegende Beschwerdeführerin hat die Gerichts-
kosten zu tragen (Art. 156 Abs. 1 OG). (I 580/97)
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Tabellen zur Ermittlung der EDMZ
EO-Tagesentschädigungen. Gültig ab 1. Juli 1999 318.116 df

Tabellen zur Ermittlung der IV-Taggelder. EDMZ
Gültig ab 1. Juli 1999 318.116.1 df

Schweizerische Sozialversicherungsstatistik 1999 EDMZ
318.122.99 d /f

Invalidenversicherung. Bundesgesetz, Verordnungen, EDMZ
Sachregister. Stand 1. Januar 1999 318.500 d 

Kinderschutz. Adressverzeichnis von Hilfs- und EDMZ
Beratungsstellen in der Schweiz im Zusammenhang 318.809 dfi
mit Kindesmisshandlung Fr. 17.15

Parlamentarische Initiative Sozialversicherungsrecht: EDMZ, d/f / i
Bericht der Kommission des Nationalrates für soziale 
Sicherheit und Gesundheit, vom 26. März 1999

Merkblatt «Hörgeräte der IV», Stand am 1. Mai 1999 4.08, d /f / i**

Botschaft zur Änderung des Bundesgesetzes über die EDMZ
Alters- und Hinterlassenenversicherung, vom 99.038, d /f / i
28. April 1999 (Revision der freiwilligen Versicherung)

Berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden- EDMZ, d/f / i
vorsorge (Gesetze und Verordnungen)

*  EDMZ = Eidgenössische Drucksachen- und Materialzentrale, 
3000 Bern, Tel. neu 031/325 50 50, Fax 031/325 50 58

** Zu beziehen bei den AHV-Ausgleichskassen und IV-Stellen


